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Uass der Schuldner für die Erfüllung der ihm obliegenden 
Verbindlichkeiten haftet, war von jeher Grundsatz des Schuld- 
rechts. Schuldner, das heisst Träger von Verbindlichkeiten 
sein, kann aber nur ein von der Rechtsordnung als rechtsfähig 
anerkanntes Wesen, also nur eine natürliche oder eine juristische 
Person. Die Frage nach der Schuldenhaftung eines nicht 
rechtsfähigen Vereins scheint demnach auf den ersten Blick 
einen Widerspruch zu enthalten. Deshalb wird ihr zweckmässig 
eine Erörterung der juristischen Natur eines solchen Vereins 
voranzugehen haben. Denn erst, wenn diese festgestellt ist, 
wird man auf Grund des gewonnenen Resultats zu bestimmten 
Folgerungen hinsichtlich der Schuldenhaftung gelangen können. 
Daher soll im folgenden zunächst der Begriff und das Wesen 
des nicht rechtsfähigen Vereins erörtert und im Anschluss daran 
die Schuldenhaftung dargestellt werden. 



Erster Teil. 

Die rechtliche Natur des nicht rechts^ 
föhigen Vereins. 

...•r .• . ,L.. "' ' /";■ ';- 

§. i. Begfiff de^ Verefns. 
Eine Ve;rbindung mehrerer Personen, zu einem Gepiein- 
schaftsy^hältnisse ist nach römischemRecht.nur in zwei. Formen 
denkbar**) Entweder bildet die P^son^ipiehrheit tme Korr 



') Dei^nbuFgy Pandekten Bd- 7 i.S'MS* v 

I 
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poration, das heisst ein von der Rechtsordnung als Einheit 
anerkanntes Rechtssubjekt, oder sie bildet eine Sozietät, 
das heisst ein auf Vertrag beruhendes Rechtsverhältnis. 

An diesen Gegensätzen hielt das römische Recht fest 

Im deutschen Recht finden sich dagegen zahlreiche Personen- 
verbindungen, die weder unter den Begriff der Korporation 
noch unter den der Sozietät fallen. An einer technischen Be- 
zeichnung dieser Verbindungen fehlt es. Ein fester Sprach- 
gebrauch hat sich nicht gebildet.^) Die Ausdrücke Verein, 
Gesellschaft, Genossenschaft werden im täglichen Leben und in 
der Gesetzgebung oft ohne Unterschied gebraucht.') 

Auch das Bürgerliche Gesetzbuch,*) das rechtsfähige Vereine 
— entsprechend den Korporationen des römischen und gemeinen 
Rechts — und nicht rechtsfähige Vereine unterscheidet, sagt 
über den Begriff „Verein" nichts. 

Nach der gewöhnlichen Auffassung wird unter „Verein" 
die dauernde Verbindung mehrerer Personen zur Verfolgung 
gemeinschaftlicher Zwecke verstanden.*) Erste und unerlässliche 
Voraussetzung zur Entstehung eines jeden Vereins ist eine Per- 
^onenmehrheit; gemeinrechtlich wird meistens eine Mindestzahl 
von drei Personen für erforderlich erachtet.') Nach Reichs- 
recht genügt bisweilen die Zweizahl. **) 

Das Bürgerliche Gesetzbuch bestimmt hierüber nichts. 
Denn aus der Vorschrift des § 56, dass die Eintragung des 



*) Vgl. Gierke, Genossenschaftsrecht Bd. i S. 1106 No. 204; Bd. 2 
S. 926 No. 2. — Sicherer, Genossenschaftsgesetzgebung S. 140. 

') Vgl. z. B. S I des Gesetzes betr. die Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften und S \7 C. F. O. 

«) S 22 B. G. B. 

*) Vgl. Ladenburg, Archiv für Wechselrecht Bd. 13 S. 282. — Delius, 
Preussisches Vereinsrecht zu S 2 No. i. — In diesem weitesten Sinne sind 
auch die Gesellschaften des Handelsrechts, z. B. die Aktiengesellschaften 
oder die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenscbaften als Vereine anzusehen. 

*) Auf Grund der 1. 85 Dig. de verb. signif. 50, 16: Neratius Priscus 
tres facere existimat ^collegium', et hoc magis sequendum est. (Marcellus.) 
Nach Gierke ist dies gemeines Gewohnheitsrecht geworden, vgl. Genossen- 
schaftsrecht Bd. 3. S. 144 No. 56, Deutsches Privatrecht S. 484 No. 2. 

•) Vgl. Reichsges. betr. Gesellschaften mit beschränkter Haftung S i. 
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Vereins in das Vereinsregister nur erfolgen soll, wenn die Zahl 
der Mi^üeder mindestens sieben beträgt, geht nicht hervor, 
dass auch aiur Entstehung eines Vereins als solchen sieben 
Personen zusammentreten müssen. ') 

Während eine Personenmehrheit als persönliches Substrat 
unerlässlich ist, bedarf es eines bestimmten Vermögensgegen- 
standes, des unpersönlichen Substrats, nur in gewissen gesetzlich 
vorgeschriebenen Fällen, zum Beispiel eines Grundkapitals zur 
Gründung einer Aktiengesellschaft, eines Stammkapitals zur 
Entstehung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung.^ 

Zweite Voraussetzung zur Entstehung eines Vereins ist die 
Vereinigung der zusammentretenden Personen. Sie erfolgt 
durch einen Begründungsakt, dessen rechtliche Natur, später 
erörtert werden soll. 

Als dauernde Personenvereinigung soll sich der Verein 
von der „Versammlung'' und der ,, formlos verbundenen Menschen- 
menge'' unterscheiden.') Das Erfordernis der Dauer ist jedoch 
nur relativ zu verstehen.*) Denn zahlreiche Personen verbände 
mit gemeinsamem Zweck sind nicht auf die Dauer angelegt, 
zum Beispiel eine Vereinigung von Ausstellern während einer 
Ausstellung, ein Verein zur Unterstützung Verwundeter während 
eines Krieges, ein Wahlagitationsausschuss.*) 

Als Zweck ist jeder beliebige hinreichend, sofern er erlaubt 
ist. Eine unübersehbare Fülle von Vereinen dient den ver- 
schiedenartigsten Zwecken.®) 



*) Vgl. Hachenburg, B. G. B. Vorträge S. 207. 

*) Vgl. S 178 H.G.B.; Reichsges. vom 20. April 1892 S 5- 

') Vgl. R. G. in Strafsachen Bd. 21 S. 71, 73- 

*) Vgl. Stobbe, Deutsches Privatrecht Bd. i S. 401. — Pfeifer, Die Lehre 
von den juristischen Personen S. 27. — Staudinger, Vereinsrecht S. 24. 

*) Darüber, dass auch Ausschüsse und Kommissionen, die zur Aus- 
führung von Beschlüssen einer Versammlung gewählt sind, unter den 
Begriff „Verein" fallen; vgl. R. G. in Civilsachen Bd. 18 S. 169. — Gierke» 
Genossenschaftsrecht Bd, i S. 906. 

^j Vgl. Dernburg, Pandekten Bd. i S. 149. - Gierke, Genossenschafts- 
recht Bd. 1 S. 893 ff, 
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Der nicht rechtsfähige Verein, 

§ 2. Begriff. 

Der Verein als solcher entsteht und endigt durch den 
Willen der Beteiligten. Diese erschaffen ihn. Das Recht kann 
ihn nicht schaffen. „Es kann weder natürliche noch soziale 
Organismen aus dem Boden stampfen."^) Ob hingegen ein that- 
sächlich bestehender Verein die Eigenschaft eines Rechtssubjektes 
hat oder nicht, bestimmt allein die Rechtsordnung.*) Daher 
bedarf es zur Entstehung eines rechtsfähigen Vereins eines dem 
Gewohnheits- oder Gesetzesrechte angehörenden Rechtssatzes, 
der deifa Verein die Rechtsfähigkeit gewährt.*) 

Das Recht kann jedoch auch dem Verein die Rechts- 
fähigkeit, das heisst die Fähigkeit, Träger von Rechten zu sein, 
versagen. Dann ist er „nicht rechtsfähig". Daraus ist aber 
nicht zu folgern, dass er nunmehr ein „rechtliches Nichts" 
wäre.*) Denn es bleibt das persönliche Substrat, die that- 
sächlich bestehende Personenvereinigung, nach wie vor bestehen. 
Daher bleibt auch der nicht rechtsfähige Verein ein Verein. 

Hieran ist für das gemeine Recht wie für das neue bürger- 
liche Recht festzuhalten. Der nicht rechtsfähige und der rechts- 
fähige Verein bilden einen Gattungsbegriff.') Dafür spricht 
schon äusserlich der Umstand, dass § 54 des Bürgerlichen 



^) Gierke, Genossensehaftstheorie S. 23. 

*) Gierke, a. a. O. S. 21. 

^) Gierke, Deutsches Privatrecht ' S. 483! — Das Bürgerliche Gesetz- 
buch hat für die inländischen' Vereine' den lElrwerb der Rechtsfähigkeit auf 
zweierlei Art geregelt, je' nachdem der 2weck des Vereins äiif einen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist oder nicht. Für die erste Gruppe 
(sogenannte Wirtschaftsvereine) gilt nach S 22 das Konzessiöhs- oder Ver- 
leihüngssystem des preu^sischen ' Rechts (S 25 A. L. R. 11 6): Der Verein 
wird rechtsfähig durch staatliche Verleihung. Für die zweite ' Gruppe 
(sogenannte Idealvereine) hat das Bürgerliche Gesetzbuch das System der 
Norniativbestimmungen aufgestellt. Diese Vereine werden nach $21 rechts- 
fähig durch Eintragung in das Vereins register des zuständigen Amtsgerichts. 

*) Vgl. Planck zu S 54 No. 2. 

*) Eck, Vorträge über d. Recht des B. G. B. S. 49- 
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Gesetzbuchs nicht in das Gesellschaftsrecht, sondern in das 
Vereinsrecht eingeordnet wurde/) 

Allerdings bestimmt § 54 Satz i, dass auf Vereine, die 
nicht rechtsfähig sind, die Vorschriften übef die Gesellschaft 
Anwendung finden. Doch damit ist keineswegs gesagt, dass 
die nicht rechtsfähigen Vereine Gesellschaften sind.*) § 54 
giebt keine Begriffsbestimmung des nicht rechtsfähigen Ver- 
eins, wie das Bürgerliche Gesetzbuch ja möglichst vermeidet, 
Definitionen aufzustellen/) 

Durch die Verweisung auf das Gesellschaftsrecht werden 
künftighin Zweifel über die rechtliche Beurteilung der rechts- 
unfähigen Vereine kaum noch entstehen können. Hingegen 
•gingen im bisherigen gemeinen Recht, in der Theorie wie in 
der Praxis, die Ansichten über die rechtliche Natur derartiger 
Vereine weit auseinander/) 

§ 3. Wesen. 
A. Gemeines Recht 

Bezeichnend ist, dass es für den Begriff nicht rechtsfähiger 
Vereine gemeinrechtlich an einem feststehenden, allgemein 
gebräuchlichen Ausdruck fehlt. Stobbe spricht, von „Vereinen 
ohne staatliche Bestätigung und ohne juristische Persönlich- 
keit",*) Gierke von „ungenehmigten Körperschaften" und 
„nicht anerkannten Genossenschaften",**) Ehren berg von 
„freien Genossenschaften",') die Praxis von „Privatvereinen, 
^enen vom Staate nicht besonders Korporationsrechte bei- 
gelegt sind".') 

Der Verschiedenheit der Bezeichnungen entspricht die 
Mannigfaltigkeit der Theorieen, die in der gemeinrechtlichen 



*) Anders die Stellung des $ 676 im zweiten Entwurf. 
*; Vgl. Hachenburg, Vorträge S. 202. 
•; Planck, Kommentar S. 23. 

*) Vgl. Stobbe, Deutsches Privatrecht Bd. i $ 61 Anm. i. 
•*) Stobbe, Deutsches Priratrecht Bd. i S. 502. 

®) Gierke, Genossenschaftstheorie S. 54, Deutsches Privatrecht S. 628. 
') Ehrenberg, Versicherungsrecht S. 104, 142. 
*) Vgl. R. G. in Civilsachen Bd. 4 No. 45. 
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Lehre aufgestellt worden sind, um die rechtliche Stellung der 
nicht rechtsfähigen Vereine zu erklären. 

Allen diesen Theorieen ist eins gemeinsam: Man hatte 
erkannt, dass sich im deutschen Recht infolge des den ger- 
manischen Völkern eigentümlichen Assoziationsgeistes eine 
Fülle von Personenverbänden vorfand, die weder dem Begriff 
der universitas noch dem der societas des römischen Rechts 
schlechthin unterstellt werden konnten. Von der societas 
unterschieden sie sich schon dadurch, dass sie unabhängig vom 
Wechsel der Mitglieder bestanden. Als juristische Person 
wollte man sie nicht ansehen, weil ihnen die nach einer — 
noch näher zu betrachtenden — weit verbreiteten Ansicht des 
gemeinen Rechts erforderliche staatliche Genehmigung fehlte.- 
Um der Erscheinung dieser Vereinigungen gerecht zu werden, 
stellte man verschiedene Theorieen auf, die im folgenden erörtert 
werden sollen, um für die Frage der Schuldenhaftung eine 
Grundlage zu gewinnen. 

Drei Theorieen lassen sich unterscheiden: 
Theorie der unvollkommenen Sozietäten, 
Theorie der unvollkommenen Körperschaften, 
Theorie der reinen Körperschaften. 

§ 4. Theorie der unvollkommenen Sozietäten. 

Die Vertreter dieser Theorie^) gehen davon aus, dass 
gemeinrechtlich ein Verein die Rechte einer juristischen Person 
nur durch staatliche Verleihung erlange. Sie erblicken kon- 
sequenter Weise in Vereinen, denen die Korporationsrechte nicht 
verliehen sind, keine juristischen Personen. 

Die Notwendigkeit einer besonderen Verleihung muss 
namentlich den Anhängern der Theorie, wonach die juristische 
Persönlichkeit eine Fiktion sei, als unantastbares Dogma gelten.") 
Sie berufen sich für das Erfordernis der Verleihung auf das 
römische Recht. *) Zwar bestand zur Zeit der Republik freies 

') Vgl. die S. 8 Citierten. 

') Vgl. Savigny, System Bd. 2 S. 275. — Mühlenbruch bei Glück Bd. 40 
S. 5. — Pfeifer, a. a. O. S. 38. — Stobbe, Deutsch. Privatrecht, S. 52 S. 410 
und die dort Citierten. 

*) Vgl. Savigny a. a. O. S. 258. 
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Assoziationsrecht. ^) Die verschiedenen Vereine, zum Beispiel 
die PriesterkoUegien, die Beamten-, Handwerker-, sowie die 
geselligen Vereine (sodalitates) bildeten sich ohne staatliche 
Geaelimigung.^) Seit der Kaiserzeit war hingegen zur Ent* 
stehung eines Vereins besondere Konzession der Staatsgewalt 
notwendig.*) Voraussetzung der Korporationseigenschaft ist im 
justinianeischen Recht die staatliche Autorisation.*) Unkon* 
zessionierte Vereine waren als corpora illicita rechtsunfähig.*) 
Man bestrafte ihre Errichtung®) und löste die bestehenden auf/) 

Für die Anhänger dieses sogenannten Verleihungs- oder 
Konzessionssystems ergiebt sich zugleich die Notwendigkeit, die 
nicht konzessionierten Vereine, die sie als juristische Personen 
nicht ansehen können, unter den Begriff der römischen societas 
zu stellen. Dies ist denn auch vielfach geschehen.®) 

Die zwischen Verein und societas bestehenden Unterschiede 
machten jedoch die Anwendung des reinen römischen Sozietäts- 



^) Pernice, Labeo Bd. i S. 290; dagegen nimmt Gierke an, dass ein 
freies jus coeundi nicht existierte, vgl. Genossenschaftsrecht Bd. 3 S. 80 
No. 167. . 

-) Vgl. Savigny a. a. O. S. 255 ff. — Demburg, Pandekten Bd. i. S. 150 

*) Demburg, Pandekten Bd. i S. 150. — Gierke, Genossenschaftsrecht 
Bd. 3. S. 143. — Dies geht aus der 1. i pr. Dig. quod cujuscunque univei- 
sitatis 3, 4 hervor: „Neque societas neque collegium neque hujusmodi 
corpus passim omnibus habere conceditur: nam et legibus et senatus con- 
sultis et principalibus constitutionibus ea res coercetur." (Gajus.) Es 
werden sodann einzelne Korporationen genannt, für die gewohnheitsrecht- 
lich eine Ausnahme zugelassen sein soll. — Doch wird die Stelle ver- 
schieden ausgelegt, vgl. Unger in Kritisch. Ueberschau Bd. 6 S. 150. 

*) Pernice a. a. O. S. 303. — Gierke a. a. O. S. 81. Dass eine be- 
sondere Verleihung der Korporationsrechte stattfand, wird von Gierke 
angenommen, vgl. S. 82 und 143 a. a. O. Dagegen Pernice a. a. O. S. 303. 
— Dernburg a. a. O. S. 151. 

*) 1. 20 Dig. de reb. dub. 34, 5 (Paulus); 1. i C de Judaeis et Caeli- 
colis I, 9 (Antoninus); 1. 3 pr. Dig. de coli, et corp. 47, 22 (Marcianus); 
1. I $ I Dig quod cujuscunque universitatis 3, 4 (Gajus). 

*) 1. 2 D. 47, 22 (Ulpianus); 1. i Dig. ad legem Juliam 48, 4 (Ulpianus). 

'^) 1. I Dig. 47, 22 (Marcianus); 1. 3 pr. eod. „Collegia si qua fuerint 
illicita j mandatis et constitutionibus et senatus consultis dissolvuntur (Marcianus). 

®) Gierke, Genossenschaftstheorie S. 60. Aus der Praxis, vgl. SeufTert 
Bd. 13 No. 57; Bd. 20 No. 200; Bd. 33 No. 103. 
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hegriffs unmöglich. Man koünte, um hier nur einen Punkt 
hervorzuheben, nicht unbeachtet lassen, dass die Gesellschaft 
durch den Rücktritt oder Tod eines Gesellschafters erlischt, 
während der Verein vom Wechsel seiner Mitglieder unberührt 
bleibt.') 

Daher erklärte man die nicht rechtsfähigen Vereine für 
modifizierte oder unvollkommene Sozietäten,*) das 
heisst, man hielt an dem Dogma von der „Verleihung der 
Korporationsrechte'' fest, erkannte jedoch andererseits die auf 
der korporativen Struktur beruhende Aehnlichkeit dieser Ver- 
eine und der Korporationen an.*) 

In der Theorie ging man hierbei von der Annahme aus, 
dass der römischrechtliche Sozietätsbegriff unter dem Einfluss 
des deutschen Rechts umgewandelt worden sei, eine veränderte 
Gestalt angenommen habe und deshalb wohl als Massstab zur 
Beurteilung derartiger Vereine dienen könne.*) Dennoch müssen 
die Anhänger dieser Theorie vielfach zugeben, dass auf solche 
Weise die Zwecke der Vereine nur unvollkommen durchgeführt 
werden können, *) dass ein Verein zu geselligen und ähnlichen 
Zwecken vollkommen zur Grundlage einer juristischen Person 
geeignet sei,*) und dass zweifellos die Neigung und das Be- 
dürfnis bestehe, diese Vereine als besondere, von der Gesamt- 
heit der Mitglieder getrennte Rechtssubjekte — also als juristische 
Personen — anzuerkennen.") 

^) Diesen Thatsachen trug die gemeinrechtliche Praxis Rechnung, 
wenn sie den Vereinen aktive und passive Parteifähigkeit gewährte. Vgl. 
R. G. in Civils. Bd. 4 No. 45; Bd. 7 No. 53; Bd. 8 No. 31; Bd. 34 No. 38. 

*) Gierke, Deutsches Privatrecht S. 630; Theorie S. 57. 

•) Anhänge dieser Theorie: Crome, Allgemeiner Teil der französ. 
Privatrechtswissenschaft S. 169. — Enneccerus, Allgemeiner Teil des B. G. B. 
S. 93. — - Gerber, System des deutsch. Privatr. SS49i ^9S\ Ges. Abhandlungen 
S. 197. — KierulfF, Theorie des gemeinen Civilrechts Bd. i S. 134. — 
Salkowski, Lehre von den juristischen Personen S. 52. — Schmid, Arch. für 
civ. Praxis Bd. 36 S. 147. — Stobbe, Deutsches Privatr. $ 61. — Walter, 
System $ 313. 

*) Schmid a. a. O. S. 147. — Gerber a. a. Ö. S. 200. 

•) Stobbe a. a. O. S. 510. 

^ Gerber a. a. O. S. 199. 

^) Stobbe a. a. O. S. 510. 
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In eigener Weise hat zunächst Schmid die modernen 
Vereine als modifizierte Sozietäten zu konstruieren versucht/) 
Er stellt die römischrechtliche universitas und societas ein- 
ander gegenüber") und bezeichnet als das Hauptvorrecht der 
Ersteren vor der Letzteren den „organischen Beschluss", durch 
den die universitas sich berechtigen und verpflichten könne, 
während bei der römischen societas wegen des Mangels der 
direkten Stellvertretung hierzu stets der — mittelbare oder 
unmittelbare — Konsens sämtlicher socii eingeholt werden 
musste. Da aber gemeinrechtlich das "Prinzip der freien Stell- 
vertretung gilt, so hält Schmid auch bei Sozietäten einen der- 
artigen organischen Beschluss für möglich, da ein Beschluss 
des Vorstandes oder der Majorität infolge des genannten 
Prinzips die Stelle des consenses omnium vertreten könne. So 
gelangt Schmid') dazu, die Eigentümlichkeiten der modernen 
Vereine, wie zum Beispiel die korporative Organisation und die 
Herrschaft der Majoritätsbeschlüsse, vom Gesichtspunkt der 
societas aus zu erklären. 

In wesentlich einfacherer Gestalt finden wir die Theorie 
der modifizierten Sozietät bei Stobbe*) vertreten. Da auch er 
von der Annahme ausgeht, dass gemeinrechtlich die staatliche 
Genehmigung zur Entstehung der juristischen Person erforderlich 
sei, so stellen für ihn die „Vereine ohne staatliche Bestätigung 
und ohne juristische Persönlichkeit" eine societas dar; hieran 
ändert sich nach seiner Auffassung nichts, wenn die Mitglieder 
durch- Vertrag oder Statut die Regeln des Sozietätsrechts modi- 
fizieren wollten. Das sei für die Beurteilung des Vereins als 
societas bedeutungslos.*) 

Im einzelnen sei noch bemerkt, dass nach Gerber das 
Vermögen des Vereins im Miteigentum der Mitglieder steht.®) 



*) Schmid a. a. O. S. 147. 
•) a. a. O. S: 184, rS;. 
») a. a. O. S. 188. 
*) Deutsches Privatrecht $ 61. 

^) Ebenso argumentierte das frühere Oberappellationsgerichi tu Darm- 
stadt, vgl. bei Seufi'ert Bd. 23 No. 206. 

*) Gerber, Ges. Abhandlungeil S. 200. 
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Diese Ansicht ist unannehmbar/) denn hiernach würde der 
Anteil jedes Mitgliedes am Vereins vermögen völlig von deni 
veränderlichen Mitgliederbestande derartiger Vereine abhängig 
sein. Dennoch meint Gerber/) dass man mit der Annahme 
eines Miteigentums sehr wohl auskommen könne, wenn man 
nur unterstelle, dass jedes in den Verein eintretende Mii^ted 
auf die Geltendmachung seines ideellen Anteils — etwa mittelst 
der actio communi dividundo — von vornherein verzichtet 
habe und seinen Vermögensanteil nicht über seinen persönlichen 
Genuss der Gesellschaftsmittel hinaus benutzen wolle.') 

Aehnlich äussert sich auch Salkowski*) dahin, dass man, 
soweit der Verein nach aussen auftrete, Miteigentum der 
Mitglieder annehmen müsse, da ja sonst das Vereins vermögen 
herrenloses Gut sei. Nach innen jedoch sollen die ein- 
zelnen Mitglieder nicht als Miteigentümer zu ideellen Teilen 
angesehen werden, da sie sich des statutenmässig geleisteten 
Beitrages für immer entäussert hätten. 

So kommt Salkowski*) dazu, diese Vereine den Mitgliedern 
gegenüber als juristische Personen, Dritten gegenüber als Sozie- 
täten mit ausgeschlossener Teilungsklage zu bezeichnen. 

§ 5. Theorie der unvollkommenen Körperschaften. 

Eine andere Richtimg der gemeinrechtlichen Theorie geht nicht 
vom Sozietäts-, sondern vom Körperschaftsbegriffaus und behandelt 
die nichtrechtsfähigen Vereine als unvolIkommeneKörperschaften.***) 

Zum Teil bedient man sich hier des von B eseler ein- 
geführten germanistischen Gehossenschaftsbegriffs,") das lieisst, 

*) Stobbe a. a. O. S. 508. Vgl. auch Kierulff a. a. O. Bd. i S. 134. 

^) Gerber a. a. O. S. 900. 

^) Gerber, System § 49 No. 6. 

*) Salkowski a. a. O. S. 51. 

^) Salkowski a. a. O. S. 52. 

®) Anhänger dieser Theorie: Beseler, System $ 71. — Dernburg, Pan- 
dekten Bd. I S. 152 Anm. 11. — Gierke, Deutsches Privatrecht S. 629. — 
Jolly, Zeitschr. für deutsches Recht XI No. 10. — Renaud, Privatrecht 
S 57 ff. — Sohm, Die deutsche Genossenschaft S. 39. — Unger, System des 
Oesterreich. allgem. Privatrechts Bd. i S. 330. 

') , /Genossenschaft' ist jede auf freier Vereinigung beruhende deutsch- 
rechtliche Körperschaft." Gierke, Genossenschaftsrecht Bd. i S. 5. 
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man suchte die rechtsunfähigen Vereine als besondere Mittel- 
formen zwischen die Begriffe universitas und societas einzu- 
schieben. Dies fand auch in der Praxis Anklang.') 

Der Schöpfer dieser Theorie, Beseler selbst, der dem 
ursprünglichen Genossenschaftsbegriff später in seinem „System" 
eine schärfere Fassung gegeben hat, bezeichnet die modernen 
Vereine als „korporative Genossenschaften", das heisst als 
Genossenschaften mit juristischer Persönlichkeit.*) Aber er 
legt seiner Auffassung nicht römisches, sondern deutsches 
Körperschaftsrecht zu Grunde. Die juristische Persönlichkeit 
ist nicht nur in Gestalt djer römischen universitas denkbar — 
als eines idealen, den Mitgliedern fremd und unsichtbar gegen- 
überstehenden Rechtssubjekts,') sondern auch in der Form der 
deutschrechtlichen realen Körperschaft, die für selbständige 
Rechte der einzelnen Mitglieder neben sich Raum lässt.*) 

Allgemeine Regeln für die rechtlichr Natur eines Vereins 
lassen sich nach Beseler aus dem gemeinen Recht nicht ent- 
nehmen.*) Man könne stets nur fiir den Einzelfall entscheiden, 
unter Berücksichtigung der Wirksamkeit des Vereins und seiner 
Stellung im Verkehrsleben. 

Als Genossenschaften behandelt auch Sohm®) die nicht 
rechtsfähigen Vereine. Sie seien kraft ihrer korporativen Ge- 
staltung handlungsfähig, aber dennoch keine juristischen Per- 
sonen. Sohm stellt sie als „genossenschaftliche Vermögens- 
gemeinschaft" dar.'') Die Anteile der Einzelnen sind jedoch 
nicht wie beim römischen Miteigentum fest bestimmt, sondern 
beweglich. Beim Ausscheiden des Einzelnen geht sein Anteil 
nicht — wie nach römischem Recht — als freies Eigentum 



^) Vgl. Beseler, System S 70. — Gierke, Deutsches Privatrecht S. 629 
No. 24 und die dort Citierten. Vgl. auch Hauser, Zeitschrift für Reichs- 
und Landesrecht Bd. 3 S. 174 No. 19. 

') Beseler, System S 7o S. 276. — So auch Renaud, Deutsches Privat- 
recht $ 59. 

') Vgl. Sohm, Institutionen S. 104; die deutsche Genossenschaft S. 34. 

*) Beseler a. a. O. S. 276. — Vgl. Gierke, Deutsches Privatrecht S. 458. 

*) Beseler a, a. O. S. 279. 

•) Die deutsche Genossenschaft S. 39. 

') Sohm a. a. O. S. 41. 
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auf die Erben des Ausscheidenden über, sondern akkresciert 
— als unfreies, für die Zwecke des Vereins gebundenes Ver- 
mögen — den übrigen Anteilen.*) 

Im übrigen erklärt Sohm selbst, dass seine Ausführungen 
sich von der Theorie der modifizierten Sozietäten mehr dem 
Ausdruck, als der Sache nach entfernen.') 

Als Unterart der Beselerschen Theorie erscheint die eigen- 
artige von Jolly') und Unger*) aufgestellte Konstruktion der 
modernen Vereine als „Gesellschaften mit formeller (kollektiver) 
Personeneinheit". Diese Gesellschaften sollen nach Unger*) 
zwischen der societas und der universitas in der Mitte stehen. 
Die Gesamtheit der jeweiligen Mitglieder erscheine formell 
als Einheit, materiell und thatsächlich seien jedoch die ein- 
zelnen Mitglieder die Vermögenssubjekte. Da Unger selbst 
seine Theorie zurückgenommen hat,*) so bedarf sie wohl keiner 
weiteren Erörterung. — . 

Zum anderen Teil behandelt man die nicht rechtsfähigen 
Vereine als unvollkommene Körperschaften in der Weise, dass 
man ihnen zwar eigene Verbandspersönlichkeit zuspricht, dieser 
jedoch, wie Gierke bemerkt, meist „den Namen der juristischen 
Person und überdies etwa einzelne Rechte der Persönlichkeit 
vorenthält".') 

In dieser Woche äussert zum Beispiel Schuster,®) dass 
begrifflich jeder korporativ angelegte Verein mit erlaubtem 
Zweck eine juristische Person sei, auch ohne Anerkennung 
des Staates. Sollte jedoch die Staatsgenehmigung gesetzlich 
erforderlich sein, so würde dies nur zur Folge haben, dass 
unbestätigten Vereinen der Erwerb gewisser Rechte verweigert 
werden könne. 



*) Sohm a. a. O. S. 13. 

*) Sohm a. a. O. S. 41 No. 61. 

*) JoUy in Zeitschrift für deutsches Recht Bd. ii No. 10. 

'*) Unger a. a. O. S. 330. 

*) Unger a. a. O. S. 333. 

^) Unger in kritisch. Ueberschau Bd. 6 No. 9 S. 180. 

') Gierke a. a. O. S. 630. 

^) Schuster bei Grünhut Bd. 4 S. 561. 
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Einen ähnlichen Standpunkt scheint auch D.ernburg ein- 
zunehmen. Denn er bezeichnet in den Pandekten') die Privat- 
vereine, die staatlich nicht als Korporationen anefrkannt und 
deshalb bloss erlaubte Gesellschaften sind, als „Halbkorpora- 
tionen". 

§ 6. Theorie der reinen Körperschaften, 

Gegen die beiden mit Modifikationen römischer Begriffe 
operierenden Theorieen ist mit grösster Entschiedenheit Gierke 
aufgetreten.') 

Gierke geht davon aus, dass gemeinrechtlich eine Kor- 
poration nicht erst durch staatliche Verleihung entstehe, sondern 
unmittelbar „kraft Daseins".*) Nach ihm können sich die An- 
hänger des Konzessionssystems auf das römische Recht nicht 
berufen. Mag man auch darüber streiten, ob im römischen 
Recht freies Assoziationsrecht bestand oder nicht, jedenfalls 
sei das römische Vereinsrecht nicht rezipiert und könne also 
für unsere Frage als Bestandteil des gemeinen Rechts nicht in 
Betracht kommen. Vielmehr sei allein auf das einheimische 
deutsche Recht zurückzugehen.*) In Deutschland aber gal^ 
ursprünglich das Recht freier Körperschaftsbildung und Vereins- 
freiheit. Oeffentlichrechtliche Vereinigungen, Gemeinden, Mark^ 
genossenschaften bestanden rechtlich als Einheiten. 

Wie der Gedanke der freien Einung das germanische 
Gilden- und Zunftwesen beherrschte, wie aus dem Einungswesen 
eine Fülle von Genossenschaften hervorging, wie sich schliess- 
lich die moderne Assoziationsbewegung mit der mittelalterlichen 
Einungsbewegung vielfach berührt, hat Gierke im ersten Bande 
seines Genossenschaftsrechts in umfassendster Weise dargelegt.*) 

Dass dieses im älteren deuts^chen Recht geltende System 
der freien Körperschaftsbildung als gemeinrechtlich anzusehen 
sei, führt Gierke in seinem Werke „die Grenossenschaftstheorie 



*) Bd. I S. 152 Anm. 11. 

') Gierke, Genossenschaf tstheori6 S. 79. .-^ Deutsches Pf ivatr; S. 630. 
•) Vgl. Gierike, Deutsches Privatr. S.488^ . - ' 

*) Gierke, Theorie S. 80. — Demburg, Pandekten Bd* i S. 151. 
*) Vgl. dort S. 220, 296, 652 ff. 
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und die deutsche Rechtsprechung'' auf deutsches Gewohn- 
heitsrecht zurück. , 

Zahlreiche Erkenntnisse der Gerichte in Nassau, Hannover, 
Thüringen, Braunschweig, sowie besonders des ehemaligen 
Berliner Obertribunals und des Reichsoberhandelsgerichts führt 
Gierke dafür an, *) dass gemeinrechtlich kraft allgemeinen Rechts- 
satzes alle Personenvereine, die ihrem Wesen nach Körper- 
schaften sind, auch rechtlich als Körperschaften zu beurteilen 
seien.^) 

Die Gierkesche Theorie wird zweifellos der praktischen 
Anschauung des Lebens* und des Verkehrs am meisten gerecht. 
Wenn man davon ausgeht, dass sich im Leben zahlreiche 
Personenvereinigungen finden, die unabhängig vom Wechsel 
der Mitglieder bestehen, ein selbständiges, vom Vermögen der 
Mitglieder vollkommen getrenntes Vermögen besitzen, nach Art 
der Korporationen organisiert sind und einer verbreiteten 
Gerichtspraxis zufolge klagen und verklagt werden können, so 
wird man anerkennen müssen, dass den Bedürfnissen des 
Lebens nur die Behandlung derartiger Vereine als Körper- 
schaften entspricht/) Ihre Unterstellung unter den Sozietäts- 
begrifF bedeutet dagegen die Leugnung der Vereinsexistenz und 
widerspricht vor allem dem Willen der zur Gründung eines 
Vereins zusammentretenden Personen. Diese wollen keine 
Sozietät eingehen ; ihnen fehlt der Sozietätswille, der animus 
contrahendae societatis.*) Ihr Wille geht vielmehr auf die 
Schaffung einer im Verkehr als Einheit dastehenden Gesamt- 
person.*) 



Vgl. Theorie S. 65—77. 

*) Vgl. Theorie S. 79. Die gleiche Ansicht wird vertreten von Fitting, 
Kritische Vierteljahrsschrift Bd. i S. 586. — Ladenburg, Archiv für Wechsel- 
recht Bd. 13 S. 284. — Randa, Archiv für Wechselrecht Bd. 15 S. 350. — 
Regelsberger, Pandekten S. 312. — Schuster, Grünhuts Zeitschrift Bd. 4 
S. 561. — Unger, Kritische Ueberschau Bd, 6 S. 180. 

*) Gierke, Theorie S. 94. 

*) Vgl. Dernburg, Pandekten Bd. 2 S. 341. — Zitelmann, Begriff u. 
Wesen der sogen, juristischen Personen S. 102. — Gierke, Theorie S. 92. 

*) Hachenburg, Vorträge S. 214. — Leonhard, Verhandlungen des 
23. Juristentages Bd. r S. 251. 
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§ 7- Stellungnahme. 

Aus dem bisher Gesagten ergjebt sich, dass die rechtliche 
Natur der rechtsunfähigen Vereine im gemeinen Recht völlig 
bestritten ist. Sieht man das System der freien Körperschafts- 
bildung als gemeinrechtlich an, so muss man mit Gierke zu 
dem Endergebnis kommen, dass der nicht rechtsfähige Verein 
— vorausgesetzt, dass er erlaubte Zwecke verfolgt — ein dem 
gemeinen Recht unbekannter Begriff ist.^) Gierkes Aus- 
führungen sind für unsere Frage von solcher Bedeutung, dass 
sie hier im einzelnen wiedergegeben werden sollen, Gierke 
geht davon aus,*) dass Genossenschaften thatsächlich bestehen 
können, ohne vom Recht als solche anerkannt zu sein. Dann 
sind zwei Möghchkeiten gegeben: Ihr Bestand ist entweder 
nichtig, wie bei allen nach dem öffentUchen Vereinsrecht 
verbotenen Vereinen, oder aber ihr Bestand ist giltig. „Dies 
ist überall der Fall, wo auf Grund der Vereinsfreiheit eine 
Genossenschaft als erlaubter Verband zu Recht besteht, jedoch 
kraft positivrechtlicher Einschränkungen der Körperschafts- 
freiheit der Körperschaftsrechte entbehrt, Ein derartiges 
Verhältnis ist nach der richtigen Ansicht dem ge- 
meinen Rechte unbekannt.*'') Es findet sich jedoch, wie 
Gierke weiter ausführt, in allen Rechtsgebieten vor, in denen 
zur Entstehung einer Körperschaft staatliche Genehmigung ver- 
langt wird. „Auch wird es vermöge der in der Praxis immer 
noch vorherrschenden irrigen Annahme, dass ein gleicher 
Rechtssatz gemeinrechtlich gelte, oft in das gemeine 
Recht hineingetragen.'**) 

Ist nun diese von Gierke vertretene Ansicht, dass es ge- 
meinrechtlich zur Entstehung einer juristischen Person der 
staatlichen Genehmigung nicht bedürfe, zur allgemeinen An- 
erkennung gelangt? 

Die Frage ist u. E. zu verneinen. 



^) Vgl. Gierke, Deutsches Privatrecht S. 629. 
') Gierke a. a. O. S. 628. 
») a. a. O. S. 629. 
*) a. a. O. S. 629. 
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Allerdings ist das römische Vereinsrecht nicht rezipiert, 
wohl aber, wie Gierke selbst ausgeführt hat,') die Korporations- 
theorie der Glossatoren und Kanonisten, die für jeden Verein, 
gewisse Gattungen ausgenommen, staatliche Verleihung, die 
sogenannte „concessio superioris" fordern.*) Dass in. dieser 
Gestalt die Lehre von den juristischen Personen gemeines Recht 
geworden sei, wird von vielen angenommen.*) 

Jedenfalls scheinen dem deutschen Gewohnheitsrecht, wo- 
nach sich Vereine ohne staatliche Genehmigung frei bilden 
können, zwei Faktoren entgegenzustehen: die Partikülargesetz- 
gebung und die Uebung der Gerichte.*) 

Dass die Bildung eines solchen Gewohnheitsrechts möglich 
ist und das Streben der Gerichte in der neueren Zeit dahin 
. geht, ein solches Gewohnheitsrecht anzuerkennen, ist von Gierke 
selbst dargelegt worden.') Dass sich hingegen ein derartiges 
Gewohnheitsrecht thatsächlich gebildet hat, wird einmal durch 
die entgegenstehenden Partikulargesetzgebungen der deutschen 
Staaten unwahrscheinlich gemacht/) die fast ausnahmslos staat- 
liche Genehmigung fordern.') Nach Bolze ^ hätte das preussische 
Ländrecht seine im sechsten Titel des zweiten Teils®) ent- 
haltenen Bestimmungen sogar erst der „seiner Zeit herr- 
schenden gemeinrechtlichen Doktrin*' entlehnt. 



*) Gierke, Deutsches Privatrecht S. 459. — Theorie S. 80 No. 3. 

*) Vgl. Gierke, Genossenschaftsrecht Bd. 3 S. 290, 368. 

*) Vgl. Stobbe S 52 No. 6 und die dort Citierten. Neuerdings führt 
auch Co sack aus, dass „seit Aufnahme des römischen Rechts** gemein-, 
rechtlich das Konzessionssystem aufgekommen sei; vgl. Lehrbuch des 
deutsch, bürgerl. R. S. 97. — Vgl. auch die Motive zürn- ersten Entwurf Bd. i 
S. 83 imd die Kommissionsprotokolle Bd. 1 S. 493 ff. Ueber die reichs- und 
landesrechtliche Geltung des Kopzessionssystenis vgl. Qierkie, Deutsches 
Privatrecht S, 490 No. 41, 42. In Preussen ^ilt es nach S 25 A. L. J^. II ^. 

*) Vgl. Stobbe a. a. O. S 52. 

') Vgl. oben S. 14. Vgl. auch Gierke, Personengemeinschaften und 
Vermögensinbegriffe S. 12. 

«) Vgl. Stobbe a* a. O. $ 52. Vgl. Gierke selbst, Theorie S. 84. 

') Vgl. Sicherer, Genossenschaftsges. S. 36 N0.6. -^ Gi«rke, Theorie 
S. 55 No. I. — Demburg, Pandekten Bd. i S, 152. 

®) Bolze, Begriff der juristischen Person S. 179. 

») S 25 A. L. R. II 6. 
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Spdann aber hat sich die gemeinrechtliche Praxis in der 
Mehrzahl der Fälle dagegen gesträubt, der Auffassung der 
modernen Vereine als Körperschaften beizutreten. Auch dieser 
Umstand spricht gegen die Bildung eines Gewohnheitsrechts 
im oben erwähnten Sinne. 

Besonders hat das Reichsgericht fast durchweg angenommen, 
dass solche Vereine nur nach Sozietäts recht beurteilt werden 
können, soweit ihre korporativen Eigentümlichkeiten und die 
Statuten dem nicht entgegenstehen. Ebenso sei eine über die 
Haftpflicht der Vereinsmitglieder und dergleichen Fragen abzu- 
gebende Entscheidung beim Mangel entsprechender Verfassungs- 
bestimmungen auf die für die Sozietät geltenden Grundsätze zu 
stützen.^) 

Bei dieser Sachlage kann das System der freien Körper- 
schaftsbildung als das gemeinrecihtliche nicht angesehen 
werden.*) 

Wir können daher Gierke nicht soweit folgen, jeden körper- 
schaftlich gestalteten Verein gemeinrechtlich als volle und echte 
Körperschaft anzusehen.') Die Rücksicht darauf, dass ein 
solches Verfahren allein dem wahren Wesen dieser Vereine 
entsprechen würde, darf uns niclit dazu führen, den im gemeinen 
Recht thatsächlich vorherrschenden Rechtszustand ausser Acht 
zu lassen.*) Daraus folgt aber keineswegs die Notwendigkeit, 
diese Vereine als reine Sozietäten zu behandeln. Gierke giebt 
selbst zu, dass eine Konstruktion der Vereine als unvollkommener 
Körperschaften wie als unvollkommener Sozietäten dem wirk- 
lichen Sachverhalt wohl gerecht werden kann.*) 



') R. G. in Civilsachen Bd. 8 No. 31 S. 121. 

^) Vgl. Gierke, Theorie S. 77, Hier spricht Gierke davon, dass ein 
deutsches Gewohnheitsrecht der oben erwähnten Art von den Gerichten 
„in sehr umfassendem Masse", also nicht allgemein anerkannt werde. Auf 
diesem Standpunkt stehen auch die Kommissionsprotokolle Bd. i S. 494. 

') Vgl. Gierke, Deutsches Privatrecht S. 630. 

*) Vgl. auch Sohm a. a. O. S. 38. 

*) Gierke a. a. O. S. 633, 632. Freilich bleibt das Letztere ein „un- 
sicherer Notbehelf"; Gierke a. a. O. S. 633. 
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III. 

§ 8. Ergebnis. 

Die nicht rechtsfähigen Vereine können gemeinrechtlich 
weder als reine Korporationen noch als reine Sozietäten be- 
urteilt werden, Sie sind nach innen Korporationen: Im Innern 
herrscht ein einheitlicher Gesamtwille, dem sich die einzelnen 
Mitglieder unterworfen haben. Aber auch nach aussen werden 
sie zum Teil wie Korporationen behandelt. Denn die gemein- 
rechtliche Praxis gewährt ihnen aktive und passive Parteifähigkeit.') 

Doch Parteifähigkeit ist nicht Rechtsfähigkeit.^ Treffend 
hat Dernburg die Rechtsstellung der Vereine dahin bezeichnet, 
dass sie bis zu einem gewissen Grade als rechtsfähig an- 
erkannt seien.') Soweit die Frage der Parteifähigkeit nicht in 
Betracht kommt, müssen daher . für das gemeine Recht die 
Regeln über die Sozietät Platz greifen, aber nur, soweit der 
aus den Statuten ersichtliche Zweck der Vereine dies zulässt.*) 
Nur sekundär findet das Sozietätsrecht Anwendung. 

Wir glauben somit für die Frage der rechtlichen Natur 
solcher Vereine nach genieinem Recht eine Grundlage gewonnen 
zu haben. Allerdings ist das Ergebnis nicht befriedigend. Ver- 
eine, die ihrem Wesen nach Körperschaften sind und sein 
wollen, werden rechtlich nicht als solche anerkannt. Gierke 
hat dies mit Recht als einen „widerspruchsvollen Rechts- 
zustand" bezeichnet.*) 

Dass bei 4^r Verschiedenheit der Ansichten über die 
rechtliche Stellung der nicht rechtsfähigen Vereine auch über 
den Punkt der Schuldenhaftung keine Einigkeit herrscht, kann 
nicht überraschen. Hier häufen sich die Kontroversen. °) 



^) Vgl. hierüber besonders Bekker, Pandekten Bd. i $ 65 S. 228. 

^) Planck, Civilprozess Bd. i S. 210 scheidet die civilrechtliche Seite 
der Parteifähigkeit von der prozessrechtlichen. Die letztere kann — so in 
unserer Frage — der ersteren gegenüber erweitert sein. 

") Dernburg, Pandekten Bd. i S. 152. 

*) So Roth, Zur Lehre von der Genossenschaft S. 83 ff. -^ Vgl. auch 
Entsch. des Obersten Landesger. für Bayern Bd. 13 No. 89. 

*) Gierke, Deutsches Privatrecht S. 629. 

ö) Vgl. Gierke a. a. O. S. 632 No. 35. 
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Um jedoch die Frage nach der rechtlichen Natur dieser 
Vereine zum Abschluss zu bringen, wollen wir zunächst ihre 
Stellung im Bürgerlichen Gesetzbuch erörtern. 

B. Bürgerliches (jresetzbuch. 

§9- 
Die nicht rechtsfähigen Vereine werden im Bürgerlichen 

Gesetzbuche nur an einer Stelle, ' im § 54, erwähnt. Satz i 
dieses Paragraphen bestimmt, dass auf Vereine, die nicht rechts- 
fähig sind, die Vorschriften über die Gesellschaft Anwendung 
finden.') 

Dies scheint einen Bruch mit der dem Wesen dieser Ver- 
eine allein gerecht werdenden deutschrechtlichen Auffassung 
zu bedeuten.^ Man ist sich dessen wohl bewusst gewesen,') 
aber man wollte eine Gleichstellung der rechtsfähigen und 
nicht rechtsfähigen Vereine vermeiden. Hierüber lassen die 
Materialien keinen Zweifel.*) Doch ist hier nicht die Aufgabe, 
die Gründe, weshalb man die Vereine dem Gesellschaftsrechte 
unterstellte, näher darzulegen.*) 

Was die Bestimmung des § 54 Satz i anlangt, so\sind, 
wie schon angedeutet wurde,®) der nicht rechtsfähige Verein 
und die Gesellschaft nicht als identisch zu, betrachten. Viel- 
mehr unterscheidet sich der nicht rechtsfähige Verein in wichtigen 

*) Nach Art. 10 des Einf.-Ges. zum B. G. B. findet die Bestimmung 
auch auf nicht anerkannte ausländische Vereine Anwendung. 

*) Die Behandlung der Vereine als Gesellschaften im ersten Entwurf 
hat Gierke scharf zurückgewiesen: „Es bleibt nichts übrig als in jedem 
Falle, in welchem derartige Rechtsverhältnisse vor den Richter kommen, 
den Bankerott der Rechtsordnung zu erklären." Vgl, Gierke, Personenge- 
meinschaften und Vermögensihbegriffe S. 105 und neuerdings in Festgabe 
für Heinrich Demburg S. 9. 

') Dass die dem Verein allein angemessene Rechtsform die juristische 
Person sei, wurde in der Kommission für die zweite Lesung -des Entwurfs 
anerkannt. Vgl. Protokolle Bd. 2 S. 457. 

*) Vgl. Protokolle Bd.. 2 s! 458. — Denkschrift S. 14. Vgl. auch 
Motive Bd. 2 S. 593. 

*) Durch die Stellung der Vereine unter das Gesellsghaftsrecht hoffte 
man zu bewirken, dass die Einsicht in die Notwendigkeit der Registrierung: 
der Vereine sich immer mehr .einbürgern werde. Vgl. ProtQkolIe Bd. 2 S. 458. 

®) Vgl. auch Gierke in Festgabe S. 9. 
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Punkten von der Gesellschaft des Bürgerlichen Gesetzbuches und 
nähert sich vielfach dem rechtsfähigen Verein. Dafür sprechen 
folgende Erwägungen: 

Auch der nicht rechtsfähige Verein des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches ist in einer dem rechtsfähigen Verein ähnlichen 
Weise körperschaftlich organisiert.*) Er hat zunächst wie der 
rechtsfähige Verein, einen Vorstand. Denn nach §59 Abs. i 
hat der Vorstand den noch nicht eingetragenen, das heisst 
uicht rechtsfähigen Verein zur Eintragung in das Vereinsregister 
anzumelden.^) 

Er hat ferner wie der rechtsfähige Verein einen Namen. 
Denn der Vorstand des die Eintragung nachsuchenden, also 
noch nicht rechtsfähigen Vereins hat der Anmeldung die 
Satzung beizufügen und diese muss ihrerseits den Zweck, den 
Namen und den Sitz des Vereins angeben.') Damit ferner ein 
nicht rechtsfähiger Verein verklagt und verurteilt werden kann^ 
müssen die Klage und das Urteil den Namen des Vereins 
enthalten.*) 

Sodann hat der nicht rechtefähige Verein wie der rechts- 
fähige sein Vermögen. Denn § 735 C P. O, kennt eine 
Zwangsvollstreckung in dieses Vermögen und § 213 K. O. ein 
Konkursverfahren über das Vermögen eines „Vereins, der als 
solcher verklagt werden kann*'. 

Dass der nicht rechtsfähige Verein vom Wechsel der Mit- 
glieder unberührt ibleibt, eigene Verfassung (die Vereins- 
satzung) und eigenen Zweck hat, wurde bereits bemerkt. 
Das Letzte hat er mit der Gesellschaft gemeinsam.*) In den 
übrigen Beziehungen tritt der Gegensatz zur Gesellschaft hervor. 

Hierzu kommt die bedeutsame Bestimmung des Prozess- 
rechts, dass der nicht rechtsfähige Verein — anders als die 
Gesellschaft — passiv parteffähig ist: „Ein Verein, der nicht 

*) Vgl. Hachenburg, Vorträge S. 211. 

') Vgl. auch B. G. B. S 62 Abs. i, wonach das Amtsgericht den Ein- 
spruch der Verwaltungsbehörde dem Vorstand des — nichtrechtsfähigen 
— Vereins mitzuteilen hat. 

•) SS 59, 57. Vgl. auch S 64 Satz 1, $ 65 B. G. B. 

*) Vgl. C. P. O. S 253 Abs. 2, S 3^3 Abs. i. . 

») Vgl. B. G. B. S 705. 
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rechtsfähig ist, kann verklagt werden; in dem Rechtsstreite 
hat der Verein die SteUung eines rechtsfiihige« Vereins." (§ 5,0 
Abs» 2 C. P. O,) Dies ist für die Frage der Schuldenhaftung 
des nicht rechtsfähigen Vereins, wie hier schon betont werden 
mag, von der grössten Bedeutung. Denn es wh*d hierdurch dem 
Gläubiger die Rechtsverfolgung gegen nicht rechtsfähige Vereine 
erleichtert^) 

Dagegen giebt das Gesetz dem rechtsunfähigen Verein 
nicht die aktive Parteifähigkeit. Hierin steht er hinter dem 
Techtsfahigen zurück. Er kann verklagt werden, aber nicht 
klagen* Es diirfen daher immer nur die Vereinsmitglieder als 
Streitgenossen gemieinsschaftlich klagen, sie können — als Partei 
— nicht Zeugen sein und müssen selbst die Parteieide 
leisten.®) 

Diese „halbe ^ Parteifähigkeit'* i^t als ungerecht und als 
Rückschritt gegenüber der bisherigen Praxis*): des gemeinen 
und preüssischen Rechts bezeichnet worden, wonach Vereine 
ohne Rechtsfähigkeit auch als Kläger auftreten, konnten.*) Gegen 
diese AngrifCe ist von der Kommission des Reichstages*) bemerkt 
worden, dass der Ausdruck „Rechtsstreit" des § 50 C. P. O. 
im weitestei'^ Sinne zu verstehen sei, so dass die Widerklage, 
die Nichtigkeits- und Restitutionsklage aus § 578, die Zwangs- 
voüstreckuagsgegenklage aus §76;^, der Anspruch auf Erstattung 
der Prozesskosten aus §91 — alle als Elemente desselben 
Rechtsstreits anzusehen seien. Aber u. E. ist eine derartige 
extensive Interpretation mit der grössten Vorsicht aufzunehmen. 
Kein Richtet- ist daran . gebunden, denn sie liat im Gesetz 
keinen Ausdruck gefunden.") 

*) Vgl. Denkschrift zum EBtwiüff S, 14. 

•)- Eck a. a. ö: S, 82. . - - . 
' . •) Vgl. R. G. in Zivilsachen Bd. 4 No. 45;. Bd. 27 No. 43. . 

*) Eck a. a. O. S. 82. — Riedel, das B. G. B. S. 103. — Wach hat 
die „Erfindung" des S 50 der C. P. O. als mit der Logik des Prozesses un- 
vereinbar bezeichnet; vgl, Deutsche- Jurisiensföituftg P N&. 1 5 S. 286. — 
'GiciiHe-ift'-Festga5e S. 33r.-- ••■••--•--.'-. .?.t./ M. ■?,:..;> •■ •■ ... .• .• = . :/ 

*) Vgl. bei Meisner B. G. B. zu .V$4 15io. 2aL . . . . 

^) So mit Recht Gaupp - Stein zu $50 C. P..p. No. IVg»^ Anders 
Glerke in Festgabe^ S. 3;^,; ...:^^ y ^,. \,, - ..r r ,, ^ 
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Im übrigen scheint das Gesetz dem nicht rechtsfähigen 
Verein die aktive Parteifahigkeit in einer Hinsicht ausdrücklich 
zu gewähren'): Nach § 62 Abs. 2 B. G. B. kann der nicht 
rechtsfähige Verein den Einspruch der Verwaltungsbehörde im 
Wege des Verwaltungsstreitverfahrens anfechten. 

Vom Mangel der aktiven Parteifahigkeit abgesehen, nähert 
sich die Rechtsstellung des nicht rechtsfähigen Vereins der des 
rechtsfähigen in solchem Masse, dass die Unterstellung des 
nicht rechtsfähigen Vereins unter das Gesellschafferecht in der 
That befremdet Dies um so mehr, als nach § 54 die 
Vorschriften über die Gesellschaft nicht etwa „entsprechende 
Anwendung" finden sollen, wie das Bürgerliche Gesetzbuch 
sich in vielen Fällen ausdrückt, sondern schlechthin „An- 
wendung".*) 

Die Erklärung hierfür liegt darin, dass, wie Planck') her- 
vorhebt, das Gesellschaftsrecht 3es Bürgerlichen Gesetzbuches 
schon an sich nicht zwingender Natur ist, also eifiör ab- 
weichenden Regelung durch die Parteien Raum lässt. Aus der 
dispösitiven Natur der Vorschriften über die Gesellschaft er- 
klärt es sich auch, wie Pianok*) ausführt, dass Sie auf rechts- 
unfähige Vereine angewendet werden können, ohne eigentlich 
auf diese berechnet zu sein. 

Neuerdings ist nun gegen Planck behauptet worden,*) eine 
Vermutung dafür, dass die Vorschriften des Obligationenrechts 
und besonders des Gesellschaftsrechts des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs dispositiv seien, lasse sich aus dem Gesetzbuch nicht 
entnehmen. Es sei nur „einige Wahrscheinlichkeit" dafür vor- 
.handen. 

Wir halten dies nicht für zutreffend. Da.es sich bei den 
Vorschriften des Gesellschaftsrechts wie des Privatrechts über- 
haupt vorzugsweise um Privatinteressen handelt, so ist als Regel 



*) Vgl. Hachenburg a. sl, O. S. 204. 

*) Vgl. über diese sprachliche Fassung Komm. Protokolle JBd* 6 S. 2€|S. 

») Planck zum Titel Gesellschaft No. IV. 

^) Zu S'54 No. 2. . 

•) Leist, Vereinsherrschaft und Vereinsfreiheif S. 24. 
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anzunehmen, dass die Parteien ihren Interessen gemäss anderes 
vereinbaren können.^) 

Durch die Verweisung auf das Gesellschaftsrecht verschiebt 
sich die rechtliche Stellung des nicht rechtsfähigen Vereinig in 
der Weise, dass die Vereinsmitglieder als Gesellschafter zu be- 
trachten sind, der Vorstand als geschäftsfiihrender Gesellschafter, 
die Vereinssatzung als Gesellschaftsvertrag. 

In dieser Weise können die an sich wenig passenden Vor- 
schriften über die Gesellschaft in einer den Zwecken des Ver- 
eins entsprechenden Weise verwendet werden. 

Dies wird wesentlich dadurch erleichtert, dass die Gesell- 
Schaft des Bürgerlichen Gesetzbuches dem rechtsfähigen Verein, 
also der juristischen Person, viel näher steht, als die gemein- 
rechtliche societas.*) Allerdings bleibt sie infolge der mangelnden 
Rechtsfähigkeit grundsätzlich vom rechtsfähigen Verein ver- 
schieden. Während jedoch die gemeinrechtliche societas durch 
das Ausscheiden eines socius erlischt, kann nach § 736 B. G. B. 
in diesem Falle der Fortbestand der Gesellschaft vereinbart 
werden, so üass die Gesellschaft, wie der Verein, vom Wechsel 
der Mitglieder unabhängig bleibt. Mit Recht hebt Oertmann 
hervor,') dass die wesentlichste Bedeutung dieser Bestimmung in 
ihrer Anwendbarkeit auf die nicht rechtsfähigen Vereine besteht. 

Vor allem aber nähert sich die Gesellschaft — und mit 
ihr der nicht rechtsfähige Verein — dem rechtsfähigen Verein 
in der Hinsicht, dass § 7181 B. G. B. bei der Gesellschaft ein 
gesellschaftliches Sondervermögen kennt, das den Gesellschaftern 
gemeinschaftlich zu gesamter Hand zusteht*) Die Bedeutung 



*) Vgl. Demburg, Pandekten $32 S— 71. Ein Beweis für die dis- 
positive Natur des Gesellschaftsrechts wird allerdings aus dem Gesetzbuch 
selbst — von einigen ausdrücklich sich als dispositiv bezeichnenden Be~- 
stimmungen abgesehen — - nicht zu führen sein. Dennoch glauben wir uns 
in dieser Frage Planck anzuschliessen zu soUen, der nach einem Dem- 
burgschen Worte ,,wohl wissen kann, was man gewollt hat'\ (Demburg, 
Bürger!. R. Bd. III S. 35.) Vgl« jetzt vor allem Gierke in Festgabe S. 10. 

*) Vgl. Planck zum Titel Gesellschaft No. 2. 

•) Oertmann, Recht der Schuldverhältn. zu $ 736 No. r. 

*) Oertmann zu $ 718 No. 2. -^ Planck a, a. O. No. 2. -^ Gierke in 
Festgabe S. 9. . .» 
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dieser Bestimmung wird bei der Schuldenhaftung zu erörtern 
sein. 

In drei Punkten wird jedoch die Annäherung des nicht 
rechtsfähigen Vereins an den rechtsfähigen durchbrochen.*) 

Ernmalfehlt dem rechtsunfahigen Verein, wie oben bemerkt 
worden ist, : die aktive Parteifiihigkeit. Sodann können Ein- 
tragungen in das Grundbuch nicht für den Verein als solchen 
erfolgen, sondern nur für die Vereinsmitglieder gemeinschaft- 
lich in der Art, dass nach § 48 der Grundbuchordnung vom 
24. März 1897 das für die Gemeinschaft massgebende Rechts* 
Verhältnis bezeichnet werden soll. Der dritte Hauptunters'chied 
zwischen rechtsfähigem und nicht rechtsfähigem Verein besteht 
ini Punkte' der Schuldenhaftung/) 
r Damit treten wir in den zweiten Teil unserer Aufgabe ein. 



• / Zweiter Teil. 

Die Schuldenhaftung des nicht rechts- 
fähigen Vereins* 

.-■••. ■ ■']■'.. :!•'. • "- . : ',. \ .,...' 

»;^ § 10. Allgemeine Voraussetzungen. 

ni Die Haftung des Vereins- für Vereihsschulden ist dar- 
zistellen, das heisst für die vom Verein eingegangenen Schuld- 
verbindlichkeiten. 

Die Begriffe Verbindlichkeit und Schuld werden von Brinz') 

scharf geschieden. Entscheidend für das Dasein einer „Schuld" 
ist' ihm, dass die Leistung des Verpflichteten aus dessen Ver- 
mögen erfolge,, so' däss die Obligatioh als ein Minus im Ver- 
mögen 4esi; Schuldners erscheine. Für diese Schuld haftet. der 
Schuldner* Nach e.mer. . von Bringt) vertr!^ten?en Aoiffa^jtmg 

■/: ■ ] \r .::: , ,,.■ r'>' .y -.* ..;,•.:-• m> • >^ • .*■ f^,-^. -.•;■■< 
:'}) Eck a. a.: O. a 85. .tr- Planck ^u S 54 No. 2m. ,' .:•:,. 

») Eck a. a. O. S. 8a.. . r. ...^:\* . ,/. 

•) Brinz, .Pandekten Bd. 2 S. 55. 
- .i:'^)'.Briftz .a. a. 'O. S. 36: >, Verbindlichkeiten : tind Schuld sind 'selbst 
Haftung". . • •■: ..vv--:'" 
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besteht sogar das Wesen der Obligation in dieser Haftung. 
Dies geht wohl zu weit.*) Allerdings sind Schuld und Schulden- 
haftung nach römischem und heutigem Recht zwei eng mit 
einander verbundene Begriffe, aber die Haftung des Schuldners 
„ist nicht die Obligation'*, sondern folgt der Obligation.*) 

Daher ist erste Voraiissetzung der Schuldenhaftung des 
Vereins das Vorhandensein eines Schxildverhältnisses. 

Die Schuldenhaftung dea nicht rechtsfähigen Vereins ist 
darzusteüen, nicht die der einzelnen Mitglieder. Der Verein 
als solcher, das heisst die Gesamtheit der Mitglieder oder 
ein Vertreter des. Vereins, ^um Beispiel der Vorstand, muss 
kontrahiert haben. Nur dann lässt sich von Vereinsschulden 
sprechen."*) Die Vereinsschuld wird begründet durch Rechts- 
geschäft oder andere Thatbestände, zum Beispiel ungerecht- 
fertigte Bereicherung oder Delikte. Hierfür gilt nichts Be- 
sonderes.'^) 

- ' ■ -..■■ ' .II- 

Subjekt der Schuldenhaftung. 

§ II. Gemeines Recht. 

Die Frage, wer für die Vereinsschulden haftet, ist im ge- 
meinen Recht streitig.*) 

Als Subjekt der Schuldenhaftung kann den Anhängern der 
reinen Körperschaftstheorie grundsätzlich nur der Verein als 
solcher gelten. Die Gläubiger des Vereins könnten sich dem- 
nach nicht an die Mitglieder halten, sondern nur an das Ver- 
einsyer mögen.') Doch haben selbst die Vertreter dieser Theorie 
eine ausschliessliche Haftung des Vereinsvermögens nicht fest- 
gehalten, sondern es mit der Annähme einer juristischen Per- 



- *>.So Deroburg, Pan4ektcnj.Bd.,2 S. 3.' -»^ ^. , . ..•;■■■ 
') Demburg, Pandekten Bd. 2 S. 3. -- BirpgjQrlich^s Redit Bd» 2*3. s^. 
•) Vgl. Römer, Abhandlungen ;aos de^ rörp. R. lidf-i S,:i54. • 
. *) .Vgrl- Schollmcy^r, das Recht der ^«ji*?iel»ffn Scbuldycrhältnifese S^ 
; -*).Vgl. Gierke, D^utscEe^, Pl-iY«tr. .S/.6j2 NQi.35. v • -''' ^v' ; .: ?.:.! 
®) „Si quid universitati debetur, singulis non debetur: neb.'qi|o<l:deb^ 
universitas singuH debent"; 1. 7 S i ^ig- quodcujüscumque onatersitäftis 3, 4 
(Ulpianus). .:.\; ,.: ^ / ■* ;:« . fT' l■^'^ i-':::ak. • • 
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sönlichkeit für vereinbar erklärt, dass neben dem Verein 
statutarisch die einzelnen Mitglieder verhaftet sind.*) 

In der Theorie wird die Ansicht, dass in erster Reihe 
der Verein als solcher Subjekt der Schuldenhaftung sei, von 
Stobbe vertreten, der sich u. E. auf diese Weise mit seinen 
oben erwähnten Ausfuhrungen in Widerspruch setzt, nach denen 
er die rechtsunfähigen Vereine als Sozietäten ansah.') 

Stobbe, dessen Ausführungen vielfach Anklang gefunden 
haben,') unterscheidet zwei Möglichkeiten: Er setzt dabei vor- 
aus, dass die Haftung der Mitglieder statutarisch beschränkt 
sei, und will, falls der Dritte auf diese Beschränkung hin^ 
gewiesen wurde, nur das Vereinsvermögen haften lassen und 
die einzelnen Mitglieder soweit, als sie ihre Einlagen noch nicht 
geleistet haben. Dagegen soll der Vorstand nicht haften, weil 
der Gläubiger „durch sein Kontrahieren sich den Vereinsstatuten 
unterworfen", also stillschweigend in die Beschränkung der 
Haftung eingewilligt habe.*) Wie Stobbe noch hinzufügt, werde 
selbst durch Veröffentlichung der Vereinsstatuten keine Ver- 
mutung dafür geschaffen, dass der Gläubiger von ihnen Kenntnis 
genommen habe. Kannte dagegen der Dritte die beschränkte 
Haftung nicht, so sollen nach Stobbe die einzelnen Mitglieder 
statutenmässig verhaftet sein, während der Vorstand selbst 
persönlich hafte. 

Betrachtet man den von Stobbe erst erwähnten Fall näher, 
nach dem die einzelnen Mitglieder neben dem Vereinsvermögen 
nur insoweit haften sollen, als sie mit ihren Beiträgen im Rück- 
stande sind, so liegt hierin, wie Schuster*) bemerkt hat, nur 
eine Verhüllung dessen, dass thatsächlich nicht die Mitglieder, 
sondern nur das Vereins vermögen haftet. Denn das Vereihs- 

*) Gierke, Theorie S. 44 No. 3. — Vgl. auch Stobbe a. a. O. S 60 
S. 494 im Hinweis auf die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. — 
Boize, Juristische Person S. 164. 

*) Stobbe a. a. O. S 61 No. 5 S. 506. 

•) Vgl. Roth, Genossenschaft S. 88. — Neuerdings vgl. Enncccerus, 
Bürgerliches Recht S. 94. — Aus der Praxis vgl. SeufTerts Arch. Bd. 20 
No. 2öo; Bd. 27 No. 5. • 

*) Stobbe a. a. O. 5. 507. 

•) Schuster bei Grünhut Bd. 4 S, 558. 
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vermögen besteht — von Schenkungen oder sonstigen Zu^ 
Wendungen abgesehen — aus den Beifrägen der Mitglieder. 
Die Beiträge zu leisten ist Pflicht der Mitglieder. Der Bestand 
des Vereinsvermögens ist von dieser Leistung abhängig. 

Wenn sich daher der Gläubiger an die nicht eingezahlten, 
also dem Vereinsvermögen geschuldeten, Mi^liedsbeiträge hält, 
so greift er indirekt das Vereinsvermögen an. Dieses allein 
erleidet einen Verlust. Daher kann, wie Schuster richtig her- 
vorhebt, Stobbe streng genommen nur von einer Haftung des 
Vereinsvermögens sprechen. Hier käme dann der Widerspruch 
mit der von ihm aufgestellten Konstruktion der Vereine als 
Sozietäten zum Vorschein. 

Schuster selbst ist mit Stobbe der Ansicht, dass nicht 
die einzelnen Mitglieder, sondern allein das Vereinsvermögen 
verhaftet sei,^) weil er in diesen Vereinen juristische Personen 
sieht") 

U. E. kann der Verein als solcher nicht Subjekt der 
Schuldenhaftung sein, da den Vereinen gemeinrechtlich nach 
aussen hin keine juristische Persönlichkeit zuerkannt wird. Viel- 
mehr sind die Gläubiger des nicht rechtsfähigen Vereins die 
Gläubiger der Vereinsmitglieder. Die jeweiligen Mitglieder 
können stets nur selbst oder durch einen Vertreter Rechte und 
Pflichten erwerben, das heisst, die Mitglieder aind Subjekt 
der Haftung. 

Doch ist dies gemeinrechtlich bestritten. Viele lassen nicht 
die Mitglieder, sondern die handelnden Vertreter haften.') 

So führt Ehrenberg*) aus, dass jeder Vertreter einer nicht 
rechtsfähigen Gegenseitigkeitsgesellschaft persönlich und soli- 
dansch verhaftet sei. Doch soll diese Haftung erst eintreten, 
nachdem das Gesellschaftsvermögen in Angriff* genommen 
worden ist. Andererseits spricht Ehrenberg sich gegen di« 

*) Vgl. Schuster a. a. O. S. 560. 

') Interessant in Hinsicht auf $ 54 B. G. B. erscheint Schusters Be- 
merkung, dass die Gesetzgebung niemals einen derartigen Verein als 
societas mit persönlicher Berechtigung oder Verpflichtung der Mitglieder 
behandeln könne. 

■) Vgl. Gierke, Deutsches Priratr. S. 632 No, 35. 

*) Ehrenberg, Versicherungsrecht S. 142, 
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Haftung der Mitglieder aus, weil diese praktisch nicht durch- 
führbar sei. 

Eine persönliche Haftung des Vorstandes nimmt auch 
Walter*) an. Das Vereinsvermögen hafte nicht, weil die 
Vermögensverhältnisse des Vereins nicht öflfentlich bekannt ge- 
macht — wie zum Beispiel bei der Aktiengesellsdiaft durch 
Registrierung — und daher dem Dritten nicht erkennbar seien, 

Aehnlich führt Gerber®) aus, dass nur der Vorstand als 
institor des Vereins hafte. 

Schliesslich nimmt auch Salkowski') an, dass für alle 
ini Namen des Vereins geschlossenen Verträge der Vorstand 
hafte. Freilich begründet er dies in eigentümlicher Weise.*) 
Die einzelnen Mitglieder sind nach Salkowski nicht verhaftet, 
weil der Vorstand nicht in ihrem Namen kontrahiert habef 
sondern im Namen des Vereins. Der Verein als solcher aber 
sei kein Rechtssubjekt, könne daher auch nicht haften.' Also 
bleibe nur die Haftung des Vorstandes übrig. 

Doch dies ist nur' ein Spiel mit Worten. Wenn der Vor- 
stand namens „des Vereins" kontrahiert, so kann unter „Ver- 
ein" nur die Gesamtheit der Mitglieder verstanden werden, 
ebenso wie in dem Wort „GeseHsehaft" nur eine Abkürzung 
für die Personen der Geselfechafter zu sehen ist.') Dies ent- 
geht auch Salkowski nicht. Nur entsteht nach seiner Meinung**) 
überhaupt keine Verpflichtung der Mitglieder aus den Verträgen 
des Vorstands, weil der Vorstand meist nur auf Grund der 
allgemeinen statutenmässig bestimmten Vollmacht handle^ aber 
ohne besonders beauftragt zu sein. 



*) Walter, System S 3.13. 

•) Gerber, Ges. Abhandlurigfen S. 200. So auch eihe Entscheidungf 
des AppcMationsgericht» zu Altenbm^ s. Zeitsbhr. für Handelsr. Bd; 8^S. 598. 

») Salkowski a. a. O. S. 48. ^ . ,. . . ^ , - . ; . r. 

*) a. a».0. S. 49. ,,, .. : .• 

^j : ^) Das /betaut. Windscheidi Pandekten Jid. 2 S 406 No. i. Es komi»;t 
.mSph;^iiA S 733v:Al»; 1 1 Bw Q. B^ zum^^ W:0 y^ Schulden „der 

übrigen Gesellschafter" gegenüber einem Gesellschafter die Reder ist. .V^L 
auch Oertmann zu %.T^y No; 5. .• .. ■■. 1 -v." . > .- . . \ 

«) Vgl. a. a. O. S. 49. -' .: rr ,. r . ' . . ' - ^ ^ ^^ 
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Wir haken dies nicht für richtig: Der nicht rechtsfähige 
Verein wird vom Vorstand auf Grund der von den Vereins- 
mitgliedern erteilten Vollmacht vertreten. Somit ist der Vor- 
stand ermächtigt, Rechtshandlungen für den Verein vorzu- 
nehmen. ')* 

Grundsätzlich wird daher infolge der gemeinrechtlich 
geltenden direkten Stellvertretung durch Vornahme einer 
solchen Rechtshandlung unmittelbar der Vertretene berechtigt 
und verpflichtet, das heisst hier also der Verein.*) 

E« ist nicht notwendig, dass der Vorstand ausdrücklich im 
Namen des Vereins kontrahiert, sondern es genügt, dass dies 
aus den Umständen hervorgeht.') 

Der Verein — ausgenommen etwa aus ungerechtfertigter 
Bereicherung — haftet nach allgemeinen Grundsätzen nicht, 
wenn der Vertreter keine Vollmacht hatte oder die Vollmächt 
überschritt, oder wenn die Vollmachtserteilung*) nichtig oder 
anfechtbar und mit Erfolg angefochten ist. 

Als Subjekt der Schuldenhaffhing können demnach gemein- 
rechtlich nur die Mitglieder angesehen werden. Der Gläubiger 
kann grundsätzlich nur die jedesmaligen zur Zeit der Klage- 
erhebung*) dem Verein angehörenden Mitglieder verklagen. 
Doch die gemeinrechtliche und preussische Praxis lässt, wie 



*) Vgl Dernbu^g, Pandekten Bd. i S. 282. 

'^) Vgl. Dernburg a. a. O. S. 285. 

•) Vgl. Dernburg a. a. O. S. 277. Eine Vereinsschuld wird nicht be- 
gründet, falls z. B. zwischen dem Vorstand und dem dritten infolge Miss- 
Ycrständnisses kein iuris vinculum zu stände gekommen ist. 

*) Vgl.- über ihren Charakter als einseitiges Rechtsgeschäft Dernburg, 
Pandekten Bd. i S. 282. — Wie, wenn der beklagte Vorstand behauptet, 
dass seine Vollmacht auf ungihigem Beschluss der Vereinsmitglieder be- 
ruhe? Dies ist Leugnen des Klagegrundes. Der Beklagte erklärt damit, 
überhaupt nicht bevollmächtigt gewesen zu sein. Folglich hat Kläger zu 
beweisen, dass die Vollmacht durch ordnungsmässigen Vereinsbeschluss 
erteilt worden sei. Vgl. R. G. in Civils. bei Bolze Bd. 8 S, 347 No. 782. 

*) Vgl. Rosin bei Gruchot Bd. 31 S. 136. Nach Rostn können nur die 
zur Zeit des Kontraktabschlusses vorhandenen Mitglieder belangt werden* 
Aber dies ist für Vereine mit wechselndem Mitgliederbestande undurch- 
führbar. Es ist daran festzuhalten, dass das Sozietätsrecht stets nur sub- 
sidiär anzuwenden ist. 
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erwähnt wurde, Klagen gegen den durch den Vorstand ver- 
tretenen Verein zu/) 

§ 12. Bürgerliches Gesetzbuch. 
Die Schuldenhaftung des nicht rechtsfähigen Vereins nach 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch wird durch § 54 geregelt: 

Auf Vereine, die nicht rechtsfähig sind, finden die 
Vorschriften über die Gesellschaft Anwendung. Aus einem 
Rechtsgeschäfte, das im Namen eines solchen Vereins 
einem Dritten gegenüber vorgenommen wird, haftet der 
Handelnde persönlich, handeln mehrere, sö haften sie als 
Gesamtschuldner.^) 
Subjekt der Schuldenhaftung sind zunächst die Vereins- 
mitglieder selbst. Für das römische Recht folgt dies unmittel- 
bar aus dem Wesen der Gesellschaft. „Rechte und Pflichten 
knüpfen sich an die Gesellschafter."') 

Aber auch für das Bürgerliche Gesetzbuch ist dies anzu- 
nehmen.*) Zwar ist das Gesellschaftsvermögen des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs ein geschlossenes, vom Vermögen der ein- 
zelnen Gesellschafter verschiedenes Sondervermögen, das der 
Verfügung des Einzelnen entrückt ist und nur den Mitgliedern 
gemeinschaftlich zur gesamten Hand zusteht*) Dennoch vertritt 
der im Namen des Vereins Handelnde nicht dieses Zweckver* 
mögen,*) sondern lediglich die einzelnen Mitglieder auf Grund 
der ihm von diesen erteilten Vollmacht. Sie allein werden 
aus den vom Handelnden vorgenommenen Rechtsgeschäften 



?) Dejrnburg, Preussisches Prtvatrecht Bd. 1 S. 124 Anm. 8, 
, ; '). Vorbildlich für Satz 2 war Art. *J\J Abs. 2 des schweizerischen 
Obligationenrechts; vgl. Denkschrift S. 15. — Vgl. auch Art. 211 Abs. 2 
des Handelsgesetzbuchs a. F. ($ 200 H.G. B.); $ n Absatz 2 des Gesetzes 
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 

::^) Demburgv Pandekten Bd. i S. 145. , '^ 

.*) Vgl. Planck -zum Titel . Gesellschaft No, 2 S. 453.. . , ,; . 
'.: ; *) Eck a. a. O. S. 49, — Oertmann a. a. O, S. 441. — . iflanck a. a. O- 

^»-452. • ■. ■ : . • ■ ' . , . • /' ^^ . 

'•) Diesen Ausdruck verwenden Planck a. a. O. % 453; Oertmann zu 
S718 No» I, Dass er. nicht im Brinzscheix Sinne zv nehmen sei, betont 
Schollmeyer, das Recht der einzelnen Schuldverhältnisse S. 72. . 
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berechtigt und verpflichtet, das hdsst, sie allein sind Subjekt 
der Schuldenhaftung. Das Vereinsvermögen ist das Mittel der 
Haftung.^) 

So lange der Mitgliederbestand des Vereins derselbe bleibt, 
werden hier Zweifel nicht entstehen körinen. Nimmt aber auch 
ein neu eintretendes Mitglied an der Haftung für die von 
den bisherigen Gesellschaftern kontrahierten Schulden Teil?*) 

Das Gesellschaftsrecht des Bürgerlichen Gesetzbuches be- 
stimmt hierüber nichts'). Es fragt sich, welche rechtliche 
Bedeutung dem Eintritt in einen Verein zukommt. Die Rechte 
und Pflichten der bisherigen Mitglieder werden in erster Reihe 
durch die Satzung bestimmt. Wer sich daher um die Mitglied- 
schaft bewirbt, giebt seine Bereitwilligkeit zu erkennen, sich der 
Satzung zu unterwerfen. Der Erwerb der Mitgliedschaft voll- 
zieht sich aber nicht schon mit der Erklärung des Dritten, 
als Mitglied eintreten zu wollen, — denn er hat keinen An- 
spruch auf Aufnahme'*) — , sondern erst mit der Zustimmung 
des Vereinsvertreters'}, der nach der Satzung über die Auf- 
nahme zu entscheiden hat, d. i. in der Regel der Vorstand. 
Die Mitgliedschaft wird durch die Willenseinigung des durch 
den Vorstand vertretenen Vereins und des die Mitgliedschaft 
Nachsuchenden erworben. Der Eintritt des neuen Mitglieds 
vollzieht sich demnach durch Vertragt). Durch den Vertrag 
erwirbt der neu Eintretende Rechte und Pflichten den bis- 
herigen Mitgliedern gegenüber gemäss den Bestimmungen der 
Satzung. Er erhält daher auch einen ideellen Anteil am Ver- 



. ^) „Das Gesellschaftsrermügen haftet für die Gesellschaftsschulden nur 
als Vermögen der Gesellschafter" Planck a. a. O. S. 453. — Dagegen 
nimmt Oertmann an, dass das Zweckvermögen als solches unmittelbar ver-^ 
pflichtet sei, ygl. S. 441 No. 3 ^. Siehe aber auch Oertmann. zu 713 No. 5. 

') Vgl. Planck zu S 54 No. 1. 

®) Ausdrücklich bejaht dies $ 130 H. G. B. 

*) Vgl. Pfeifer, Juristische Personen S. 82. 

') Juristisch hat der nicht rechtsfähige Verein keine Organe^ sondern 
nur Vertreter, und zwar kann nach S 714 Bi G.B. der Vorstand als. ge- 
schäftsführender Gesellschafter im Zweifel den Verein Dritten gegenüber 
vertreten. . ' .^ ': ■ . y. • ; 

^) Eck a. a. O. S. 81. — Planck a. a. O. zu S 54 No. 1. 



Digitized by 



Google 



— 32 — 

«msvermqgen, das heisst ai^ der Summe der den Mitgliedern 
in ihrer Vereinigung zustehenden Rechte und Verbindlk^h- 
keiten. Denn auch die Vereinsschulden gehören zum Vereins- 
vermögen '). 

Fraglich ist, ob der neu Eintretende auch nach aussen, 
dem Gläubiger gegenüber, für die vor seinem Eintritt an- 
gegangenen Verbindlichkeiten verhaftet wird. Dies bejaht Planck 
für den in eine bestehende Gesellschaft eintretenden Gesell- 
schafter.®) Doch wird man hinsichtlich nicht rechtsfähiger 
Vereine nicht zum gleichen Ergebnis gelangen können.*) 
Man muss hier berücksichtigen, dass der nicht rechtsfähige 
Verein trotz der Unterstellung unter das Gesellschaftsrecht 
von der Gesellschaft verschieden bleibt und daher die Vor- 
schriften über die Gesellschaft in diesem Punkte zu modifizieren 
sind. Nur falls eine besondere Vereinbarung getroffen wurde, 
ist u. E. eine Haftung des neuen Mitglieds dem Gläubiger gegen- 
über anzunehmen. Da in solchem Falle der Kreis der dem 
Gläubiger verhafteten Personen sich ohne Wissen und Willen 
des Gläubigers erweitert, so wäre eine derartige Vereinbarung 
als Vertrag zu Gunsten eines Dritten zu bezeichnen*). 

Neben der nach Gesellschaftsrecht zu beurteilenden Haf- 
tung der Mitglieder haftet sodann nach § 54 persönlich, wer 
ein Rechtsgeschäft im Namen des Vereins einem Dritten 
gegenüber vorgenommen hat. 

*) Dies folgt auch aus dem Wortlaut des i 733 Abs. i. — Scholl- 
meyer a. a. O. S 72 führt dagegen aus, ^ass die gemeinschaftlichen Schulden 
nicht zum Vereinsvermögen gehören, weil jedes Mitglied für diese auch 
persönlich vedtaftet sei. Er identifiziert „gemeinschaftliche" und „gemein- 
schaftlich gemachte'' Schulden. Für diese Gleichstellung gicbt aber das 
Gesetz keinen Anhalt. Vgl. Oertmann zu $ 718 No. 2d und Gierke in 
Festgabe S. ^6. 

') Planck a. a. O. zu S 736 No. 2. 

•) Vgl. Meisner zu S 54 No. 3. — Die Statuten können eine solche 
Haftung vorschreiben. Hiervon abgesehen wird man — entsprechend dem 
Inhalt der meisten Vereinsstatuten — annehmen müssen, dass die- neuen 
Mitglieder ausser dem zu leistenden Beiträgen keine weiteren Verpflich* 
tungen übernehmen. Vgl. Gierke in J^estgabe S. 30. 

*) Planck zu S 54 No. 1. — Vgl. auch Entscheidungen des Obersten 
Landesgerichts für Bayern Bd. 13 No.ig S. 341. 
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„Der Handelnde" haftet. Dass er Mitglied des Vereins 
sein soll, ist nicht erforderlich. Die Haftung ist begründet, 
wenn er in irgendwelcher Weise für den Verein Rechtshand- 
lungen vornimmt, gleichgültig, ob als Vorstand oder nicht. *) 

Durch diese Vorschrift wird der nicht rechtsfähige Verein 
hinter den rechtsfähigen weit zurückgesetzt. Denn die Organe 
des rechtsfähigen Vereins sind selbst nicht haftbar, soweit sie 
sich in den Grenzen ihrer Vollmacht halten. Die Vorschrift 
des § 54 zeigt das Bestreben des Gesetzgebers, den Dritten, 
der sich mit einem nicht rechtsfähigen Verein einlässt, zu 
schützen. ') Für den Dritten ist hinreichend Fürsorge getroffen, 
während den socii gerentes eine schwere Verantwortlichkeit 
aufgebürdet wird. "*) 

Nach dem Wortlaut des § 54 Satz 2 ist aber . die Haftung 
der socii gerentes von gewissen Voraussetzungen abhängig. Sie 
haften nicht aus jedem Geschäft schlechthin, wie dies zum 
Beispiel beim Beauftragten nach § 662 der Fall sein kann, 
sondern nur aus Rechtsgeschäften. Es scheiden also alle 
rein thatsächlichen Handlungen aus. In der Regel wird es sich 
hierbei um Verträge handeln, aber auch aus einseitigen Rechts- 
geschäften ist eine Haftung denkbar, zum Beispiel, wenn der 
Vorstand Namens des Vereins dem Dritten gemäss § 349 
B. G. B. den Rücktritt von einem Vertrage erklärt.*) 

Der Dritte,' dem gegenüber das Rechtsgeschäft vor- 
genommen wird, braucht nicht notwendig ein Fremder, sondern 
kann auch selbst Vereinsmitglied sein ; *) nur darf nicht in dieser 
seiner Eigenschaft mit ihm kontrahiert werden. Wenn z. B. 
ein Vereinsmitglied als Kaufmann Waren für den Verein liefert, so 
kann er als „Dritter" gegen den anderen Kontrahenten vorgehen. 

*) üachenburg a. a. O. S. 203. — Eck a. a. O. S. 82. — Planck zu 
S 54 No. 3. — Rehbein, B. G. B. Kommentar S. 43. 

*) Protokolle Bd. 2 S. 459. — Denkschrift S. 15. 

*) Eck a. a. O. S. 82. — Inwieweit ihre Haftung ausgeschlossen 
werden kann, soll noch erörtert werden. 

*) Die prozessualen Rechtsgeschäfte, wie z. B. die Klageerhebung, 
kommen für unsere Frage nicht in Betracht. Vgl. über diese Kohler im 
Prozess als Rechtsverhältnis S. 35. 

*) Vgl. Ehrenberg, Versichcrungsrecht S. 140. 
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Schliesslich müss das Rechtsgeschäft im Namen des 
Vereins vorgenommen werden, also nicht im Namen der 
einzelnen Vereinsmitglieder. Wir haben schon darauf hin- 
gewiesen, dass es eines ausdrücklichen Hinweises auf den 
Verein nicht immer bedürfen wird. / Ob der Dritte die 
Rechtsunfähigkeit des Vereins kannte oder nicht, ist für die 
Haftung der Handelnden ohne Belang. *) Hier gestaltet sich 
also die Haftung wesentlich anders als nach der von Stobbe 
vertretenen Ansicht. Sie tritt auch dann ein, wenn der Dritte 
wusste oder wissen musste, dass der andere Teil im Namen 
eines nicht rechtsfähigen Vereins kontrahiere. V^ Der Handelnde 
kann nicht einwenden, der Dritte habe sich, falls er trotz der ihm 
bekannten Rechtsunfähigkeit des Vereins kontrahiere, damit 
einverstanden erklärt, dass nur das Vereinsvermögen hafte.*) 

Wieder zeigt sich hier das Bestreben des Gesetzgebers, 
den Dritten gegenüber dem nicht rechtsfähigen Verein zu 
schützen. 

Auch das ist für die Haftung des Handelnden gleichgiltig, 
ob er ermächtigt ist, im Namen des Vereins zu handeln, 
oder nicht. Er selbst haftet auf alle Fälle. Wohl aber ist die 
Haftung der übrigen Mitglieder von der Vertretungsmacht des 
Handelnden abhängig.*) Der Handelnde kann Vertretungs- 
macht für den Verein haben — dies wird regelmässig beim 
Vorstand der Fall sein — : Dann wirkt eine von ihm abgegebene 
Willenserklärung unmittelbar für und gegen den Vertretenen, 
das heisst den Verein.*) Wie aber, wenn der Handelnde ohne 
Vertretungsmacht im Namen des Vereins kontrahierte? Dann 
ist er selbst verpflichtet, aber nicht der Verein. Handelt es 
sich um einen für den Verein vorgenommenen Vertrag,*) so 



*) Vgl. Eck a. a. O. S. 8i. 

*) Vgl. Denkschrift S. 15. 

•) Vgl. Protokolle Bd. 2 S. 459. — Kuhlenbeck, Von den Pandekten 
zum B. G. B. Bd. i S. 241. . 

*) Vgl. Planck zu S 54 No. 3. 

^) S 164 B. G. B. 

*) Gleichgestellt ist ein einseitiges Rechtsgeschäft, falls der Dritte den> 
Mangel der Vertretungsmacht nicht widersDricht vgl. S 180 Satz 2. 
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kann der Verein ihn genehmigen oder zurückweisen. Bis zur 
Erkläruhg des Vereins ist das Rechtsgeschäft in der Schwebe. ') 
Der Dritte kann den Verein zur Erklärung über die Ge- 
nehmigung auffordern, die als verweigert gilt, wenn sie nicht 
innerhalb zweier Wochen vom Empfang der Aufforderung an 
erteilt wird.^ In diesem Falle haftet der Handelnde nicht nur 
aus § 54, sondern schuldet nach § 179 Absatz i dem Dritten 
nach dessen Wahl Erfüllung oder Schadensersatz. Seine Haftung 
beschränkt sich nach § 179 Abs. 2 auf das negative Vertrags- 
interesse, wenn er den Mangel der Vertretungsmacht nicht 
kannte.') Dagegen ist nach § 179 Abs. 3 der Handelnde von 
der Haftung frei, w«an der Dritte wusste oder wissen musste, 
dass er ohne Vertretungsmacht auftrat. 

III. 
Art der Schuldenhaftung. 

§ 13. Gemeines Recht. 

Die Frage, wie der nicht rechtsfähige Verein für Vereins- 
schulden haftet, ist gemeinrechtlich nicht minder' bestritten als 
die erst erörterte Frage nach dem Subjekt der Schuldenhaftung. 
Da wir daran festzuhalten haben, dass Vereinsschulden nur 
durch die Gesamtheit der Mitglieder oder einen Vertreter 
begründet werden können, so sind zwei Möglichkeiten in Er- 
wägung zu ziehen. 

Setzen wir zunächst den Fall, dass ein Vereinsmitglied als 
Vertreter des Vereins mit einem Dritten kontrahiert habe. 
Handelt er im eigenen Namen, so entsteht offenbar ein juris 
vinculum nur zwischen ihm und dem Dritten, und er ist allein 
obligiert. Eine Vereinsschuld entsteht nicht, es sei denn, dass 
der Verein aus dem vom Vertreter geschlossenen Vertrage 
bereichert sei.*) Wie aber, wenn der Betreffende im Namen 



*) S 177 B. G. B. — Planck zu S 54 No. 3. 

«) B. G. B. S 177 Abs. 2. 

^) Dagegen nimmt das R. G. in Civils. Bd. 35 S. 135 für das gemeine 
Recht Haftung auf das positive Vertragsinteresse an. 

*) Vgl. Salkowski a. a. O. S. 48, — Demburg, Pandekten Bd. 2 S. 348. 
— Windscheid, Pandekten Bd. 2 S 406 No. 3. . . 

■3* 
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des Vereins handelt? Dann haften sämtliche Mitglieder als 
Vertretene. In der gemeinrechtlichen Literatur ist streitig, ob 
solidarische oder anteilige Haftung eintritt.') 

Allgemein zugegeben wird nur, dass statutenmässig sowohl 
Haftung in solidum als pro rata festgesetzt sein kann.*) Hier- 
von abgesehen erklärt sich Ran da für solidarische Haftung 
unter Hinweis auf die actio exercitoria des römischen Rechts.') 

Lab and*) hält grundsätzlich eine anteilige wie eine soli- 
darische Haftung für möglich, nimmt jedoch schliesslich eine 
subsidäre Solidarhaftung an, indem primär das aus den Bei- 
trägen der Mitglieder gebildete Gesellschaftsvermögen zur 
Deckung der Schulden dienen soll. 

Ehrenberg*) verneint sowohl die Haftung in solidum wie 
die pro rata, weil beide Arten praktisch nicht durchführbar 
seien und einen „unerträglichen Zustand" schaffen würden. 

Ebenso lehnen Salkowski die solidarische und Schuster 
die anteilige Haftung ausdrücklich ab.*) 

Stobbe,') der das Vereinsvermögen oder die Mitglieder 
statutenmässig haften lässt, geht auf die Frage der Haftung in 
solidum oder pro rata nicht ein, 

U. E. können die Mi^ieder für die vom Vorstand Namens 
des Vereins kontrahierten Schulden grundsätzlich nur pro rata 
verhaftet sein. Das gemeine Recht weicht in dieser Frage vom 
römischen Rechte ab.®) Im römischen Recht haften allerdings 
die socii aus den Verträgen des institor solidarisch. Doch trat 

Vgl. Gierke, Deutsches Privatr. S. 632 No. 35. 

') Vgl. Ehrenberg, Versicherungsrecht S. 142 Anm. 4. Entsch. des 
Obersten Landesgerichts für Bayern Bd. 13 No. 89 S. 341. 

•) Randa, Arch. f. Wechselrecht Bd. 15 S. 345 No. 11. Er citiert 
1. 4 S I Dig. de exerc. act. 14, i (Ulpianus). Randa, der hierbei den 
Sozietätscharakter der .,ungenehmigten Vereine** betont, stellt übrigens 
hinterher dieselben Vereine unter den Begriff der juristischen Person. Vgl. 
a. a, O. S. 345, 346. 350. 

*) Laband, Zeitschrift für Handelsrecht Bd. 24 S. 71. 

'') a. a. O. S. 142. 

«) Salkowski a. a. O. S. 48. — Schuster a« a. O. S. 459. 

'') a. a. O. $ 61 S. 506. 

*) Demburg, Pand. Bd. 2 S. 349. Buchka, Lehre ron der Stellver- 
tretung S, 244. 
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schon nach römischem Recht anteilige Haftung ein, wenn sie 
gemeinschaftlich, in eigener Person, mit einem Dritten kontra- 
hierten.') Da aber die actio institoria gemeinrechtlich nicht mehr 
Geltung hat, vielmehr nach dem Grundsatz der direkten Stell- 
vertretung die socii aus den Rechtsverhandlungen ihres Ver- 
treters unmittelbar verpflichtet werden, so tritt in solchem Falle 
Haftung pro rata ein. Denn es macht keinen Unterschied, ob 
die socii in eigener Person oder durch einen Stellvertreter 
kontrahieren.') Diese Haftung pro rata wurde auch in der 
Praxis vielfach angenommen.') 

Ist nun eine derartige Haftung bei Vereinen mit wechselnder 
Mitgliederzahl praktisch durchführbar? Man hat mit Recht ge- 
sagt, dass unter solchen Umständen Niemand Mitglied eines 
Vereins werden würde.*) Unter Berücksichtigung der korpora- 
tiven Gestaltung dieser Vereine' und der Thatsache, fdass der- 
artige Vereine ein eigenes Vermögen haben, kann hier das reine 
Sozietätsrecht nicht zur Anwendung gelangen.*) Eine solidarische 



*) 1. 1 1 S 2 Dig. de duobus reis 45, 2. Buchka a. a. O. S, 244. 

') Vgl. Demburg, Pandekten Bd. 2 S. 37, 349. Römer a. a. O. S. 160 
Anm. 14. Mit der institorischen Stellvertretung operiert eine Entscheid, 
des früheren Appell.-Ger. zu Altenburg — Zeitschr. für Handelsrecht Bd. 8 
S. 5q8 — , wonach der Vorstand eines nicht bestätigten Aktienvereins als 
institor persönlich haftet 

•) Vgl. bei Seuffert Bd. 37 No. 207. — Die Mitglieder einer erlaubten 
Privatgesellschaft werden nach S 12 A. L. R. II, 6 „bei Handlungen, woraus 
Rechte und Verbindlichkeiten gegen andere entstehen, nur als Teilnehmer 
eines gemeinsamen Rechts oder einer gemeinsamen Verbindlichkeit be- 
trachtet". Die preussische Praxis hat dies verschieden ausgelegt. Das 
Obertribunal hat — Entsch. Bd. 20 S. 328 — Haftung pro rata angenom- 
men. Nach Rosin sollen zunächst das Gesellschaftsvermögen und subsidiär 
die kontrahierenden Mitglieder haften. Vgl. Rosin bei Gruchot Bd. 27 S. 134, 
139. Demburg, Preuss. Privatr. Bd. i S. 124. — Gegen Rosin hält Gierke die 
subsidiäre Haftung der kontrahierenden Mitglieder nicht für geboten; vgl. 
Gierke, Theorie S. 108 N0.4. Hiergegen wieder Rosin bei Gruchot Bd. 31 S.766. 

*) Ehrenberg a. a. O. S. 142. — Roth, Genossenschaft S. yS, 

^) Es steht nichts im Wege, eine primäre Haftung des Vereins Ver- 
mögens und eine subsidiäre anteilige Haftung der Mitglieder anzunehmen. 
Dies entspricht der von Rosin vorgeschlagenen Konstruktion der Schulden- 
haftung einer erlaubten Privatgesellschaft und scheint auch praktisch 
durchführbar zu sein. Vgl. auch Ehrenberg a. a. O. S. 143. . 
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Haftung der Mitglieder ist dagegen nach Demburg als gemein- 
rechtlich anerkannt nicht anzusehen.') — 

Es bleibt noch der Fall zu erörtern, dass. die Mitglieder 
ohne Vermittlung eines Vertreters gemeinschaftlich kontra- 
hieren. Aus dem Gesagten folgt, dass auch in solchem Falle 
Haftung pro rata eintritt.') Dagegen haften die Mitglieder 
corrfcaliter nur, wenn dies besonders ausgemacht ist. In diesem 
Falle kann der Gläubiger von jedem Schuldner das Ganze 
fordern, doch einmalige Leistung tilgt die Korrealobligation.') 

§ 14. Bürgerliches Gesetzbuch. 

Was die Art der Schuldenhaftung im Bürgerlichen Gesetz- 
buch betrifft, so ist diese einmal durch den Hinweis auf das 
Gesellschaftsrecht geregelt, sodann durch die ergänzende Be- 
stimmung des § 54 Satz 2, dass der Handelnde persönlich 
und mehrere als Gesamtschuldner haften. 

Sieht man von der letzten Bestimmung ab, so bleibt eine 
doppelte Art der Schuldenhaftung.*) Während für die Schulden 
des rechtsfähigen Vereins nicht die Mitglieder, sondern nur das 
Vereinsvermögen verhaftet ist, stehen dem Gläubiger des nicht 
rechtsfähigen Vereins zwei Wege offen: Er kann sich an das 
Vereinsvermögen wie an das Privatvern^ögen der einzelnen 
Mitglieder halten. 

Nach § 718 B. G. B. werden die Beiträge der Gesellschafter 
und die durch die Geschäftsführung für die Gesellschaft er- 
worbenen Gegenstände Gesellschaftsvermögen. Aus diesem 
Gesellschaftsvermögen kann der Gläubiger seine Befriedigung 
suchen. Es haftet als gesonderte, zur Deckung der Gesell- 
schaftsschulden gebundene Vermögensmasse.*) Dagegen dient 
es nicht zur Befriedigung des Privatgläubigers eines Gesell 
schafters. Hier tritt der Unterschied von der römischen Ver- 
mögensgemeinschaft scharf hervor, wo ein jedes Mitglied über 

Dernburg, Fand. Bd. 2 S. 349 No. 6. Die Solidarhaftung gilt im 
Handelsrecht, vgl. S 128 H. G. B. — Buchka a. a. O. S. 248. 

') Demburg, Fand. Bd. 2 S. 194. - - Buchka a. a. O. S. 246. 

■) Demburg a. a. O. S. 202. 

*) Eck a.a.O. S. 81.' 

*) Vgl Flanck zum Titel Gesellschaft S. 451 No. i. * 
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seinen Anteil frei verfügen und demgemäss auch auf diesen 
Anteil vom Gläubiger unmittelbar belangt werden konnte. 

Bei dem nach dem Grundsatz der gesamten Hand fester 
gestalteten Gesellschaftsvermögen des Bürgerlichen Gesetz- 
buches kann der Gesellschafter seinem Privatgläubiger keine 
Rechte über seinfen Anteil am Gesellschaftsvermögen einräumen. 
"^Der Gläubiger kann allerdings diesen Anteil pfänden lassen^ 
alsdann die Gesellschaft, sofern er einen vollstreckbaren Schuld- 
titel hat, zu jeder Zdt kündigen und auf solche Weise die Aus- 
einandersetzung . herbeiführen.^) 

Dagegen ist dem Gläubiger der Gesellschaft das Ge- 
sellschaftsvermögen als solches verhaftet. Die Art dieser 
Haftung bezeichnet Co sack*) als „Schuld zur gesamten 
Hand'*. Sie ist verschieden von der noch zu betrachtenden 
„Gesamtschuld". Ihre rechtliche Natur zeigt sich dann, dass 
alle Schuldner nur gemeinschaftlich gemahnt, verklagt') und zur 
Leistung herangezogen werden können. 

Zur Erleichterung der Rechtsverfolgung gegen nicht rechts- 
fähige Vereine bestimmt § 735 C. P. O., dass zur Zwangsvoll- 
streckung in das Vermögen eines solchen Vereins ein gegen 
den Verein ergangenes Urteil genügt. 

Ausser der Haftung des Vereinsvermögens bleibt dem 
Gläubiger aber noch der Zugriff auf das Privatvermögen der 
MitgHeder. Denn die Mitglieder sind Subjekt der Schulden- 
haftung.*) 

Was die Art ihrer Haftung anlangt, so kann nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch an sich sowohl Teilhaftung wie Ge- 
samthaftung eintreten.*) Entsprechend dem römischen und 
gemeinen Recht stellt § 420 B. G. B. als Regel hin, dass mehrere 
Schuldner einer teilbaren Leistung im Zweifel nur zu einem 

') $$ 719, 725 B. G. B. - S 859 C. P. O. 

■) Cosack, a. a. O. S. 390. — Oertmann a. a. O. S. 141. — Vgl. 
auch Dernburg a. a. O. S. 384. ~ Planck a. a. O. S. 209 ff. 

') Dann liegt ein Fall der notwendigen Streitgenossenschaft vor; vgl. 
S59C.P.O. 

^) Planck zu $ 714 No. 2. 

*) SS 420, 427 B. G. B. 
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gleichen Anteil verhaftet sind. Mit Recht hat aber Cosack*) 
bemerkt, dass diese Regel durch zahlreiche Ausnahmen durch» 
brechen würde und dass daher die letzteren praktisch weit 
wichtiger werden dürften als die Regel. 

Die wichtigste, für die Frage der Schuldenhaftung praktischste 
Ausnahme enthält § 427 B. G. B. Für Verttagsschulden des 
Vereins — entsprechend also auch für Schulden aus einseitigen 
Rechtsgeschäften — haften die Mitglieder im Zweifel als Ge- 
samtschuldner.') Diese Gesamthaftung gilt für teilbare wie 
für unteilbare Leistungen.*) Die gemeinrechtliche Unterscheidung 
der Korrealität und blossen Solidarität ist in das Bürgerliche 
Gesetzbuch nicht übergegangen. Der neueren Gesetzgebung 
folgend kennt das Bürgerliche Gesetzbuch nur eine Art der 
Gesamtschuldverhältnisse.*) 

Das Gesetzbuch bestimmt das Wesen der Gesamthaftung 
dahin, dass jeder Schuldner auf das Ganze haftet, aber die 
Leistung durch einen Gesamtschuldner alle befreit.*) Der 
Gläubiger kann sich an alle Mitglieder halten, kann aber auch 
einen von ihnen oder mehrere beliebig auf das Ganze oder 
einen Teil belangen und zwar bis zur vollständigen Erfüllung 
der Schuld; er kann auch, wenn er von einem Gesamtschuldner 
einen Teil der Leistung erlangt hat, diesen hinterher auf 
den Rest in Anspruch nehmen. Das Gesetz sucht ihm die 
Verfolgung seiner Ansprüche durch ein ausgedehntes jus 
variandi zu erleichtern.**) 

Es ist aber zu bemerken, dass nach § 427 die gesamt- 
schuldnerische Haftung — ebenso nach § 420 die anteilige 



Cosack, a. a. O. S. 383. — Vgl. auch Fischer-Henle B. G. B. zu 
S 420 No. 2. 

•) Vgl. Dernburg, Bürger!. Recht Bd. 2 S. 368. Schollmeyer a. a. Ö. 
S. 78. — Ebenso für den aus einer unerlaubten Handlung eintretenden 
Schaden nach $ 840 B. G. B. 

•) Vgl. $ 431 B. G. B. 

*) Motive Bd. 2 S. 155. — Dernburg a. a. O. S. 371. — Endemann 
Einführung S. 688. 

*) $$ 421, 422 Abs. I B. G. B. 

•) Motive Bd. 2 S 158. — Dernburg, Bürgert. Recht Bd. 2 S. 368, 373. 
— Denkschrift S. 57. — Protokolle Bd i S. 431. 
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Haftung — nur im Zweifel eintritt; es kann also etwas 
Anderes vereinbart werden.') Auch muss nach § 427 ge- 
meinschaftlich kontrahiert worden sein. Man wird jedoch 
auch bei nicht gleichzeitig abgeschlossenen Verträgen eine Ge- 
samthaftung annehmen dürfen, wenn dies der Absicht der Kon- 
trahenten entspricht.*). 

Ueber den Begriff der teilbaren Leistung sagt das Gesetz 
nichts. Nach Dernburg ist Teilbarkeit anzunehmen, wenn die 
zum Teil erfolgte Leistung von verhältnismässigem Wert für 
den Gläubiger ist.') In erster Reihe kommen hierbei jedenfalls 
die Obligationen auf dare in Betracht. 

Wird der Gläubiger durch die Leistung eines Schuldners 
befriedigt, so ist das Gesamtschuldverhältnis aufgehoben. Die 
Erfüllung hat gesamtwirkende Kraft. Hier zeigt sich der Unter- 
schied von der „Schuld zur gesamten Hand", wo stets nur die 
Mitglieder gemeinschaftlich leisten könnten. 

Nach § 422 wirkt in gleicher Weise wie die Erfüllung 
die Leistung an Erfüllungstatt, die Hinterlegung und die Auf- 
rechnung des belangten Schuldners mit einer eigenen Gegen- 
forderung.*) Dagegen ist die Wirkung eines zwischen Gläubiger 
und Gesamtschuldner vereinbarten Erlasses nach der Absicht 
der Parteien zu beurteilen*.) 

Haftet nun primär das Gesellschaftsvermögen und erst 
subsidiär das Privatvermögen der einzelnen Mitglieder? Dies 
scheint Oertmann*) anzunehmen unter Berufung auf § 733 
B. G. B., wonach aus dem Gesellschaftsvermögen zunächst die 
gemeinschaftlichen Schulden zu berichtigen sind. Aber dies 
gilt nur für die nach der Auflösung der Gesellschaft ein- 



*) Vgl. Oertmann zu S 427 No. 2. 

^) Vgl. Dernburg a. a. O. S, 372. — Oertmann zu S 427 No. i. — So 
haften z. B. auch mehrere Indossanten eines Wechsels solidarisch; vgl. 
Art. 81 W. O. — Vgl. auch Endemann a. a. O. S. 687 No. 6. 

") Dernburg a. a. O. S. 106. — Vgl. Dernburg, Fand. Bd. 2 S. 70, — 
Oertmann S. 140 No. ib. 

*) Dernburg a. a. O. S. 375. — Oertmann zu S 42 2d. 

*) S 423 B. G. B. — Dernburg a. a. O. S. 375. Nach Planck soll der 
Erlass im Zweifel nur subjektiv wirken, vgl. zu S 423 Abs. i. 

•) Oertmann zu S 733 No. 26. 
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tretende Auseinandersetzung unter den Gesellschaftern.^) Hier- 
durch werden, wie Oertmanri selbst bemerkt, die Rechte der 
Geseilschaftsgläubiger nicht berührt.') Vielmehr ist anzunehmen, 
dass die Mitglieder ebenso wie die Mitglieder einer offenen 
Handelsgesellschaft schlechthin mit ihrem ganzen Vermögen 
verhaftet sind.') Eine primäre Haftung des Gesellschafts Ver- 
mögens während des Bestehens der Gesellschaft ist im Gesetz- 
buch nirgends angeordnet. Wie weit durch die Satzung anderes 
vereinbart werden kann, soll noch erörtert werden. 

Als Gesamtschuldner haften ferner diejenigen, die als Ver- 
treter des Vereins Rechtsgeschäfte einem Dritten gegenüber 
vornehmen, während der Einzelne in diesem Falle persönlich 
haftet.'*) 

Die socii gereutes sind dem Gläubiger unmittelbar mit 
dfem Vertragsabschlüsse verbunden. Diese direkte Haftung 
tritt zu der nach Gesellschaftsrecht geregelten Haftung der 
übrigen Mitglieder hinzu; 

• Hat der Einzelne, zum Beispiel der Vorstand, dem Gläubiger 
geleistet, so kann er sich seinerseits an die übrigen Mitglieder 
halten. Denn er steht zu ihnen in einem dem Auftrag ähnlichen 
Rechtsverhältnisse, kann daher entsprechend § 670 B. G. B'. 
Ersatz für Aufwendungen und, wenn er eine Verbindlichkeit 
fvr einen bestimmten Zweck eingegangen ist, nach § 257 B. G. B. 
Befreiung von der Verbindlichkeit erlangen.*) In gleicher Weise 
steht auch dem Gesamtschuldner, der die Schuld ganz oder 
teilweise erfüllt hat, der Rückgriff gegen die übrigen Mit- 
«Chuldner zu. 

Während nach gemeinem Recht') dies nur statthaft 
war, falls das unter den Gesamtschuldnern bestehende konkrete 

') Vgl. S731 B, G. B. 

-) Planck zu S 73i No. 3. 

') S 128 H. G. B. — Planck zu S 714 No. 2. Sie haften „in jedem 
Falle direkt, prinzipal und unbeschränkt". Gierke in Festgabe S. 29. . 

*) S 54 Satz 2 B. G. B. 

^) Vgl. Planck zu $ 714 No. 2, zu S 713 No. i. Dasselbe gilt für die 
Stellung des Vorstandes eines rechtsfähigen Vereins nach S 27 Absatz 3. 

«) Vgl. Demburg, Pand. Bd. 2 S. 204, 
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Rechtsverhältnis einen solchen Anspruch zuliess — zum Bei- 
spiel bei der societas mit der actio pro socio — können nach 
§ 426 B. G. B. die Gesamtschuldner regelmässig ein Regresse 
recht ausüben. ') Sie sind einander nur zu gleichen Teilen ver- 
pflichtet. Ist jedoch ein Gesamtschuldner nicht leistungsfähig, 
so haben die übrigen für den Ausfall aufzukommen. Wie dies 
geschehen soll, bestimmt das Gesetzbuch nicht näher.') 

Die Vereinsmitglieder haften demnach in der Regel 
solidarisch und im Falle des § 420 pro rata, im Gegensatz 
zum preussischen Rechte wo die Haftung pro rata nach der 
erwähnten Entscheidung des Obertribunals ftir die erlaubten 
Privatgesellschaften allgemein gilt. 

IV. 
Umfang der Schuldenhaftung. 

r § 15. Gemeines Recht. 

Entsprechend den allgemeinen Grundsätzen des Schuld- 
rechts haften die Vereinsmitglieder bei Eingehung von Schuld- 
verbindlichkeiten unbeschränkt, das heisst mit dem etwa vor- 
handenen Vereins vermögen und dem eigenen Vermögen. 

Es fragt sich, ob der Verein die Schuldenhaftung in 
der Weise beschränken kann, dass nur das Vereinsvermögen 
dem Gläubiger verhaftet sein soll. Eine solche Beschränkung 
wäre in zwei Formen denkbar: Sie kann durch besonderen 
Vertrag mit dem Gläubiger ausbedungen oder durch die Ver- 
einsstatuten festgesetzt sein. 

Was zunächst den ersten Fall anlangt, so wird die Wirk- 
samkeit eines derartigen Vertrages gemeinrechtlich anerkannt.^) 

Dem römischen Recht war der Gedanke einer beschränkten 
Haftung allerdings grundsätzlich fremd. Der Schuldner haftete 

*) Es besteht eine „rechtiiche Gemeinschaft" der Gesamtschuldner; 
Dernburg, Bürgerl. Recht Bd. 2 S. 378. 

*) $ 426 Abs. I Satz 2. Darüber, dass hierbei der auf den Zahlenden 
correus selbst entfallende Anteil zu berücksichtigen ist, vgl Dernburg a. a. O. 
S- 579- "~ Oertmann zu S 426 No. 3. 

») Vgl. Dernburg, Bürgerl. R. Bd. II S. 12. 
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im eigensten Wortsinne persönlich, und seiner Säumnis folgte 
strenge Schuldknechtschaft. ^) Immerhin lassen die actio de 
peculio, die den Hausherrn peculio tenus verhaftete, sowie die 
noxae datio und das beneficium inventarii erkennen, dass aus- 
nahmsweise eine beschränkte Haftung zugelassen wurde.*) Im 
späteren Recht hat sich die beschränkte Haftung des Einzelnen 
unter dem Einfluss des Handelsrechts ausgebildet.') Daher 
wird gemeinrechtlich angenommen, dass ebenso, wie der Einzelne 
durch jeweiligen Vertrag seine Haftung auf einen bestimmten 
Teil seines Vermögens beschränken darf, auch eine Mehrheit 
von Personen mit rechtlicher Wirkung in dieser Weise kontra- 
hieren kann.*) 

Geht der Gläubiger darauf ein, so verzichtet er auf die 
Befriedigung aus dem vollen schaldnerischen Vermögen. Er 
kann sich nur an den verhafteten Teil des Vermögens halten. 
Daher trägt er den Schaden, wenn z. B. das allein verhaftete 
Vereinsvermögen infolge des Zugriffes anderer Gläubiger zu 
seiner Befriedigung nicht mehr ausreicht.*) Das Privatvermögen 
der Vereinsmitglieder darf er alsdann nicht in Anspruch nehmen. 
Anderenfalls könnten ihm die Vereinsmitglieder die exceptio 
doli entgegensetzen.®) Möglicherweise kann der Gläubiger sich 
jedoch an diejenigen Mitglieder halten, die durch ejne ungerecht- 
fertigte Aufteilung des Vereinsvermögens an ihrem eigenen 
Vermögen bereichert sind. 

Eine andere Frage ist, welche Wirkung eine Statuten- 
bestimmung des Vereins hat, wonach die Mitglieder nur zu 
beschränkter Haftung verbunden sind. Gemeinrechtlich schreibt 
Stobbe einer derartigen Statutenbestimmung Wirksamkeit nur 
für den Fall zu, dass unter besonderem Hinweis darauf mit dem 



') Vgl. Ehrenberg, Beschränkte Haftung des Schuldners S 2 S. 7. 
— Sohm, Institutionen S. 28. 

^) Dernburg a. a. O. S. 12. — Ehrenberg a. a. O. S. 22. 

*) Ehrenberg a. a, O. S. 23. 

*) Jolly in Zeitschrift für Deutsches Recht Bd. XI S. 329. — Vgl. 
Ertsch. des R. G. in Civils. Bd. 12 No. 57 S. 230. 

*) R.G. a. a. O. S. 231. 

^) Vgl. R. G. a. a. O. S. 230. 
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Dritten kontrahiert wurde.') Es wird hiernach der Statuten- 
bestimmung an sich die Geltung versagt. Den gleichen Stand- 
punkt vertritt, von wenigen Ausnahmen abgesehen^, die gemein- 
rechtliche Theorie und Praxis.') 

§ i6. Bürgerliches Gesetzbuch. 
Wie für das bisherige Recht gilt auch für das Bürgerliche 
Gesetzbuch als Grundsatz, dass der Verein als Schuldner un- 
beschränkt hafte. Es wird auch für das Bürgerliche Gesetz- 
buch anzunehmen sein, dass die Mitglieder eines nicht rechts- 
fähigen Vereins bei Eingehung von Schuldverbindlichkeiten mit 
dem Gläubiger einen Vertrag schliessen können derart, dass 
ihm nur das Vereinsvermögen verhaftet sein solle. Dass eine 
derartige Vereinbarung Geltung hat, wird allgemein unter Hin- 
weis auf die im modernen Recht erfolgte Entwicklung der 
beschränkten Haftung anerkannt.'*) 

Das Bürgerliche Gesetzbuch selbst bestimmt hierüber nichts. *) 
An die Gültigkeit solcher Vereinbarungen hat Planck*) 
die Folgerung geknüpft, dass eine Bestimmung der Satzung 
wirksam sei, wodurch die Vertretungsmacht des Vorstandes in 
der Weise beschränkt wird, dass er die Vereinsmitglieder nur 
mit dem Vereinsvermögens verpflichten könne. Plancks An- 
sicht hat Anhänger, aber auch hervorragende Gegner gefunden. ^) 
Die Gegner machen vor allem geltend, dass nach Plancks 



*) Stobbe, Deutsches Privatrecht S 6i No. 5 

*) Vgl. Randa, Archiv für Wechselreeht Bd. XV S. 345 No. 9. 

") Vgl. Sicherer, Genossenschaftsgesetzg. S. 132 No. 22. — JoUy a.a, O. 

S. 330. 

*) Demburg, Bürgerl. Recht Bd. II S. 15. — Eck a. a. O. S. 84. — 
Planck zu S 54 No. 2 h und S. 452 No. 2. — Hachenburg a. a. O. S. 203- 

^) Demburg a. a. O. S. 15 führt ausdrücklich den Fall an, dass der 
Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins vertragsmässig eine beschränkte 
Haftung festsetzt und weist darauf hin, dass der verurteilte Vorstand die 
Beschränkung seiner Haftung nur geltend machen kann, wenn sie ihm 
im Urteil vorbehalten ist. Vgl. $ 780 Abs. i C. P. O. 

®) zu $ 54 No. 2 h. 

Für Planck: Gierke in Festgabe S. 29. — Meisner zu S 54 No, i d. — 
Enneccerus a. a. O. S. 96. — Leist a. a. O. S. 40. — Gegen Planck: 
Hachenburg a.a.O. S, 203. — Eck a.a.O. S. 85. — Rehbein, Kommentar S. 43* 
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Auffassung unter der Form eines nicht rechtsfähigen Vereins 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung errichtet werden 
könnten, ohne die Vorschriften des Reichsgesetzes vom 20* ^ril 
1892 — wie zum Beispiel gerichtlichen oder notariellea 
Gesellschaftsvertrag, Stammkapital, Eintragung in das Handels- 
register — erfüllt zu haben. 

Hiergegen ist von Leist^) bemerkt worden, dass diese 
Bedenken nur auf Gesellschaften ohne oder mit nur geringem 
Gewerbebetrieb Anwendung fänden; nicht dagegen auf Gesell- 
schaften, die nach den §§ 105 und 161 H. G. B. notwendig 
offene Handels- und Kommanditgesellschaften seien, und eben- 
sowenig auf solche Gesellschaften, die nach §2 H. G. B.*) sich 
als Handelsgesellschaften eintragen zu lassen verpflichtet seien. 

Dennoch bleiben die Bedenken der Gegner bestehen, soweit 
die Gesellschaften des bürgerlichen Rechts in Frage kommen. 

Man hat zur Bejahung der Frage angeführt, dass der Dritte, 
der sich mit einem Verein einlässt, die Verhältnisse des Vereins 
zu berücksichtigen habe.') Eine solche „Erkundigungspflicht" 
mag für gewisse Fälle des Handelsverkehrs bestehen.*) Hier 
scheint sie nicht geboten, denn die Satzung des nicht rechts- 
fähigen Vereins ist nicht in das Vereinsregister eingetragen 
und daher dem Dritten regelmässig gar nicht zugänglich. 
Darauf weist Eck*) treffend hin. 

Gegen Planck hat sich in bemerkenswerter Weise Reh- 
bein**) erklärt. Er geht davon aus, dass alle Verträge unter 
Vereinsmitgliedern Dritten gegenüber nicht weiter wirken als 
Verträge unter Gesellschaftern. Gesellschafter können eine 
beschränkte Haftung mit Wirkung nach aussen nur verein- 
baren, wenn sie die Vorschriften des Reichsgesetzes vom 
20. April 1892 erfüllen. Daraus folgt, dass auch Vereinsmit- 



^) Leist a. a. O. S. 39. 

^) Leist citiert nur § 2. Es kommt aber ausserdem S 6 Abs. i H. G. B. 
In Betracht. 

') Meisner zu $ 54 No.'i^ d. 

*) Vgl. Thöl, Handelsrecht Bd. i S. 216. 

^) Eck a. a. O. S. 85. 

«) Rehbein a. a. O. S. 43. , . . 
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g^ieder die persönliche Haftung nur in solcher Weise wirksam 
Dritten gegenüber apsschliessea können. 

Ebenso nimmt Eck^) an, däss das Büi^erliche Gesetz, 
buch die im Reichsgesetz vom 20. April 1892 enthaltenen 
Voraussetzungen einer Beschränkung der Haftung hat aufrecht 
erhalten wollen. 

U. E. ist dem beizustimmen. Man wird zur Entscheidung 
der Frage den rechtlichen Charakter der Satzung . eines nicht 
rechtsfähigen Vereins zu prüfen haben. Nach Gierke*) ist 
die Satzung einer Körperschaft ein einseitiger, dem Sozialrecht 
eigentümlicher Gesamtakt. Auch die Satzung eines nicht 
rechtsfähigen Vereins ist an sich als Gesamtakt anzusehen. 
Da aber die Vorschriften über die Gesellschaft Anwendung 
finden sollen, so ist die Satzung wie ein Gesellschaftsvertrag 
zu beurteilen.^) Daraus folgt, dass eine Bestimmung der 
Satzung in der von Planck vorgeschlagenen Art nur die Kontra- 
henten unter sich binden, Dritten gegenüber jedoch nicht ver- 
bindlich sein würde. 

Es kann demnach eine Beschränkung der Haftung dem 
Dritten gegenüber nur von Fall zu Fall wirksam vereinbart werden/ 
Ebenso wird die persönliche Haftung des socius gerens*) nur 
durch besonderen Vertrag mit dem Dritten ausgeschlossen werden 
können,*) nicht hingegen durch die Satzung. Insoweit scheint 
die Vorschrift des § 54 zwingender Natur zu sein, wie Leist 
mit Recht bemerkt. •) 

Die persönliche Haftung, von der § 54 B. G. B. spricht, 
bildet, genau genommen, keinen Gegensatz zur beschränkten 
Haftung.^ Wie Ehrenberg*) dargestellt hat, kann man auch 



') Eck a. a. O. S. 85. 

^) Gierke, Genossenschafts-Theorie S. 133. 

*) Sie ist kein Gesellschaftsvertrag, wie Leist S. 30 ausführt, ebenso- 
wenig wie der nicht rechtfähige Verein eine Gesellschaft ist. Vgl. auch 
Planck zu S 54 No. 2a. • Vergl. oben S. 5. 

*) B. G. B. S 54 Satz 2. 

*) Rehbein a. a. O. S. 43. 

«) Leist a. a. O. S. 38. 

^) Demburg, Bürgerl. Recht Bd. 2 S. 13 hebt dies hervor. 

®) Ehrenberg, Beschränkte Haftung des Schuldners S 2 S. 11. 
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persönlich beschränkt haften, zum Beispiel, wenn dem Gläubiger 
zwar das gesamte schuldnerische Vermögen, aber nur bis zu 
einer bestimmten Maximalhöhe verhaftet ist. Ein Gegensatz 
besteht daher nur zwischen beschränkter und unbeschränkter 
Haftung.*) 

V. 
Endigung der Schuldenhaftung. 

§ 17. Gemeines Recht. 

Die Schuldenhaftung des Vereins endet normalerweise mit 
der Erfüllung der Schuld. Wollte man gemeinrechtlich nur 
die Mitglieder pro rata haften lassen, so würde der Gläubiger 
schwerlich jemals volle Befriedigung erhalten. Er könnte von 
jedem Schuldner nur die entsprechende Quote beitreiben und 
hätte den Schaden zu tragen, falls ein Schuldner zahlungs- 
unfähig würde.') 

Gehen wir davon aus, dass gemeinrechtlich das Vereins- 
vermögen und subsidiär die Mi^lieder pro rata verhaftet sind, 
so wird die Endigung der Schuldenhaftung in der Regel durch 
Befriedigung des Gläubigers aus dem Vereins vermögen erfolgen. 
Dass daneben die Vereinsschuld durch Erlass des Gläubigers 
oder durch andere, gleich der Erfüllung wirkende Gründe er- 
löschen kann, bedarf keiner weiteren Erörterung. 

Fraglich ist, welche Wirkung die Auflösung des Vereins 
auf den Fortbestand der Vereinsschulden hat. Der gegen 
einen nicht mehr bestehenden Verein klagende Gläubiger ist 
mit seiner Klage abzuweisen, falls der verklagte Verein schon 
zur Zeit der Klagerhebung nicht mehr bestand. Denn nach 
der Auflösung ist ein Verein, der verklagt werden kann, nicht 
mehr vorhanden. ') Eine Verurteilung des Vereins wäre dagegen 
denkbar, falls der Verein sich erst nach der Klagerhebung auflöste\) 

^) Die beschränkte Haftung kann ihrerseits nicht persönlich (sachlich) 
beschränkt sein (Haftung mit einem Sondervermögen) oder persönlich 
(quantitativ) beschränkt, vgl. im Text. Ehrenberg a. a. O. Dernburg a. a. O. 

*) Dernburg, Pandekten Bd. 2 S. 194. 

») Vgl. R. G. in Civils. Bd. 34 No. 38 S. 169. 

*) Vgl. R. G. a. a. O. S. 170. Das durch die Klagerhebung begründete 
Prozessrechtsverhältnis wird durch eine Auflösung des nicht rcchts- 
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Ob die Haftung des einzelnen Mitglieds durch Ausscheiden 
aus dem Verein endet, kann nach den für die Sozietät geltenden 
Rechtssätzen allein nicht beurteilt werden. Denn die societas 
endet selbst, zum Unterschied vom Verein, durch das Aus- 
scheiden eines socius.^) 

Da der Gläubiger nur die jeweiligen zur. Zeit der Klag- 
erhebung vorhandenen Mitglieder belangen k^nn, so ist der 
vor der Klagerhebung Ausscheidende, soweit er nicht per- 
sönlich mit dem Gläubiger kontrahiert hat, von der Haftung 
befreit. Doch den bisherigen Mitgliedern bleibt er für die 
Verbindlichkeiten, die er gemeinschaftlich mit ihnen- kontrahiert 
hat, entweder pro rata oder correaliter verhaftet. 

Wie aber, wenn durch Abweisung der Klage des 
Gläubigers gegen ein Vereinsmitglied das Bestehen einer 
Gesamtschuld verneint wird? Nach der gemeinrechtlich 
herrschenden Ansicht wirkt dies für und geg^n alle übrigen 
Gesamtschuldner.®) Demnach wäre auch der Ausgeschiedene 
den Uebrigen gegenüber von der Haftung befreit. Doch wird 
diese Ansicht dem geltenden Prozessrecht nicht gerecht, wo- 
nach das Urteil nur intra partes wirkt und das über den 
Anspruch des Gläubigers gegen einen Korrealschuldncr ergehende 
Urteil der Rechtskraft nur insoweit fähig ist, als über diesen 
Anspruch entschieden ist.') 

Auch nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch wirkt in Er- 
mangelung anderer Vereinbarungen das rechtskräftige Urteil 
nur subjektiv.*) 



fähigen Vereins nicht berührt, sondern bleibt mit seinen bis zum 
Urteil reichenden Konsequenzen bestehen. Dageg^en würdie durch die Auf- 
lösung eines rechtsfähigen Vereins das Verfahren unterbrochen werden, 
entsprechend S 239 Abs. i C. P. O. Vgl. hierzu Kohler a. a. O. S. 90 
Anm. I. — R. G. in Civils. Bd. 34 No. 93 S. 362. 

*) Demburg, Fand. Bd. II S. 351. 

^) Vgl. Windscheid, Fand. Bd! II S 295 S. 128. 

»> $ 322 C. F. O. — So Dernburg, Pandekten Bd. II S. 203, -r 
Anders Windscheid, Pandekten Bd. II S. 128. — Oertmann zu S425 No. 3 g. 

*) S 425 Abs. I B. G. B. — Dernburg, Bürgerl. Recht. Bd. II S. 376. 
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§ Ig. Bürgerliches Gesetzbuch* 

Während gemeinrechtlich der Verein nur bis zur Auf- 
lösung besteht, hat das Bürgerliche Gesetzbuch die bedeutsame 
Bestimmung getroffen, dass der Verein auch nach der Auflösung 
als fortbestehend gilt bis zur Beendigung einer Vermögensaus- 
eitiaridersetÄüftg unter den Mitgliedern.') 

Die Auseinandersetzung erfolgt, was die Regelung der 
Vereinsschulden anlangt, derart, dass zunächst nach § 733 
die gemeinschaftlichen Schuldett aus dem Gesellschaftsvermögen 
zu berichtigen sind.*) Reicht das Gesellschaftsvermögen hierzu 
nicht aus, so sind die einzelnen Mitglieder zur Deckung der 
Schulden heraftzudehen. Hier wird demnach ausnahmsweise 
eine primäre Haftung des Gesellschaftsvermögens festgesetzt.') 
Zugleich liegt hierin eine Ausnahme von § 707 B. G.-B., wonach 
def GeäellschÄfter zur Erhöhung öder Ergänzung der geleisteten 
Einlage rtieht verpflichtet ist. 

Da die Vorschriften über die Auseinandersetzung dispositiv 
sirid, so können in der Satzung des nicht rechtsfähigen Vereins 
ähitHche Bestimmungen getroffen sein, wie sie für die Auflösung 
des rechtsfähigen Vereins gelten.*) Daher kann z.B. satzungs- 
gemäss bestimmt werden, dass bei Auflösung des nicht rechts- 
fähigen Vereins der nach Rückerstattung der Einlagen etwa 
verbleibende Ueberschuss nicht an die Mitglieder verteilt wird, 
wi6 § 734 vorschreibt, sondern einem Dritten zufällt, beispiels- 
weise einem Verein mit verwandten Zwecken. *) 

Bei der Auseinandersetzung tritt eine doppelte Schulden- 
haftung der Vereinsmitglieder hervor. Als Vereinsgläubiger 
kommen nach § 733 Abs. i nicht nur Dritte, sondern auch 
Mitglieder selbst in Betracht, soweit diesen zum Beispiel An- 

^) S 730 B. G. B. Die V^orschriften über die Auseinandersetzung selbst 
sind dispositiv. Vgl. S 73 1 B. G. B. und Planck zu S 54 No. m. Im Uebrigen 
sind die für die Gemeinschaft geltendfeh Regeln anzuwenden ; $741 B. G. B. 

^) Die Schulden müssen zu Gesrildchaftszwecken eingegangen sein. 
Piaftck zp S 733 No. i. 

•) Vgi. öbeÄ S. 4«. 

*) Planck zu S 54 No. ih. — Gierke in Festgabe S. 34, 

*) Vgl. Leist a, a, 0. S. 21. 
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Sprüche aus ihrer Geschäftsführung gegen den Verein zu- 
stehen.^) 

Mit Auflösung des Vereins erlischt im Zweifel die Ver- 
tretungsmacht des g^schäftsführenden Gesellschafters,, so 
dass nur noch alle Mitglieder gemeinsam Rechtshandlungen 
vornehmen können") 

Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Vereinsvermögen 
kann aufgeschoben werden, falls die betreffende Vereinsschuld noch 
nicht fällig oder streitig ist. Die Mitglieder haben dann die zur 
DeckungsolcherSchulden erforderlichen Mittelzurückzubehalten.") 

Auch der aus dem Verein Ausscheidende bleibt dem 
Gläubiger verhaftet. Sein Anteil am Vereinsvermögen 
akkresciert den übrigen Mitgliedern unmittelbar, ohne dass es 
einer besonderen Uebertragung bedürfte. *) Doch kann er ver- 
langen, dass die Uebrigen ihn von den gemeinschaftlichen 
Schulden frei machen oder ihm, falls diese noch nicht fällig 
sind, Sicherheit statt der Befreiung gewähren.*) Andererseits 
können die übrigen Mitglieder den Ausscheidenden in Anspruch 
nehmen, falls das Vereinsvermögen zur Tilgung der Vereins- 
schulden nicht ausreicht. Doch braucht der Ausscheidende 
über seinen Anteil am Verlust hinaus nicht zu leisten und 
k:inn die Leistung verweigern, bis er von den Vereinsschulden 
liberiert ist.*) 

") Vgl. Planck zu S 733 No. i. 

S 730 Abs. 2 Satz 2 B. G. B. 

*) S 733 Abs. I Satz 2 B. G. B. Vgl. auch S 2046 Abs. i B. G. B. und 
S 155 Abs. 2 H. G. B. 

*) $ 73^ B- G. B. Dies folgt aus dem deulschrechtlichen Grundsatz 
der gesamten Hand. Vgl. Sohm, die deutsche Genossenschaft S. 13. Man 
kann in dieser Akkrescenz eine Universalsuccession der Mitglieder zu 
ideellen Anteilen, also eine Spezialunivcrsalsuccession sehen. So Oertmann 
zu S 738 No. I. Vergl. auch Demburg, Fand. Bd. i S. 189. 

^) S 738 Satz 2 B. G. B. Dem aus einem rechtsfähigen Verein Aus- 
scheidenden steht ein solcher persönlicher Anspruch nicht zu. Vgl. Leist 
a. a. O. S. 22. — Gierke in Festgabe S. 24. 

•) Vgl. SS 739i 273 Abs. I B. G. B. Rehbein a. a. O. S. 43 nimmt an, 
dass die Mitglieder nur während ihrer Mitgliedschaft haften. Hiergegen 
spricht S 73^ Satz 2 B. G. B., wonach der Ausgeschiedene bis zur Liberierung 
verhaftet bleibt. 
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